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§1221
Bff.4

rlinge die eine Barvergütung oel>en freier Ver- § 1 Ata. J

Sflegung
und Wohnung slteo, sind hin sidi tlich AVG.

er Tnvahdenversichr/ungspflidit grundsätzlich anders

zu beurteilen, als solche, die n ir eine Barvergütung
beziehen. Bei ersteren kann der Barl>etrag. dess*

berschreitung die Invalidenversicherunzspfliiht zur

Folge hat, auch unter einem Drittel dea ortsüblichen

Lohne« hegen.
E.

2266a

dei
P32.

RVA. II Tom 80. März 19U3 - II 1.

Kündigt ein Arbeitgeber das Dienstverhähn

Angestellten mit Einhaitang der mal?/

Kündirungsfriet unter Verzidit auf die Dien^

vom Kündigungstage ab unter Gewährung eim

findung für die restliche Zeit, so endet die \

Sicherung- und Beitragspflicht doa Angestellter,
dem Aufhören der tatsadilichen Beschäftigung.
# E. des RVA. III (1. Besch.-Sen.) vom il Mai
1932 — III AV. 52/31B.

|12$2I?0. Die Wartezeit gemäfl I 125- RVO. berechnet sidi.

selbst wenu der Veratorbeae bereits rot dem

1. Januar 1932 die Invalidenrente bezog, der Tod

aber erst nach dem 31. Dezember 1931 eingetreten
ist, nadi den Vorschriften der Vierten Verordnung
des Jlcidispräsidentcn zur Sicherung von Wirtschalt
und Finanzen und zum Schutze des inneren Friedens

vom 8. Dezember 1911, 5. Teil. Kapitel IV Absdinitt 1

I 9 (RGBl. I S. 699, 723) und nicht noch den früheren

Vorschriften.
# E. det RVA. II (4 Rev.-Sen ) vom 24. Januar
1932 — IIa. 4763/32«.

| 125S Zur Frei der Invalidität eines ehemaligen
Ata. 2 ITI toSchiffekocfce s". Bei I eststellung der

Mindestverdienstgrenze ist der regelmäßige Durch¬

schnittsverdienst eines gleichartigen Kochs der

fraglichen Gegend, nicht eine* Schiffs-

k o c h s zugrunde zu legen.
# E. des RVA. II (8. Rev.-Sen.) vom 5. Januar 1913 -

IIa. 1407/32».

ft 1210RYO. hm Zeitraum roa sechs V der trrindaeu dem

Aufhören der L'nterhaltsge* ahrun* durch ;iie ver¬

sicherte Mutter an die Kinder und dem Eintritt des

Versicherungsfallc* liegt, kann noch als v,Verhältnis-
raäOie kurz" im Sinne der E. 3438 des RVA. (AN.
1929 5. IV 221) angesehen werden.
• K. de« RVA. II (8. Rev.-See.) vom 18. Januar
1933 — IIa. 7512 32*. EuM. Bd. 33 S. 516 Nr 187.

§ I Ata. 3 Arbeitgeber im Sinne des AVG. der Lehrkraf:

AVG. den städtischen höheren Lehranstalten in Berl

die Stadt Berlin.
• E. des RVA. III (1. Beadi.-Sen.) vom 15. M

1932 — III AV. 4532 B.

§§11.11, I'fllichtbeiiräge für Zeiten, in denen wegen Gewi

JSC AVG. leistung der erforderlichen Anwartschaften

Voraussetzungen für die Versicherungsfreiheit
I 11 AVG. vorgelegen haben, gelten nicht als

willige Beitragsleistung im Sinne der Ziff. 3a
I 10 Abs. 3 der Verordnung zur Durchführung
Notverordnung vom 30. Januar 1932 (BGBl. I S. 3
• E. des RVA. III (Rev.-Sen.) vom 11. Januar 1933

Illa AV. 561/32 — AN. 1933 S. IV 76 Nr. 4563.

§67 Ab. 2 1 Zur Trage des Begriffs der ..grundsätzlidien L

RKnG«. Scheidung im Sinne des § 1693 Abs. 1 R\0. 2. Du

(§ 1693 Verletzung der Abgabepflicht in einem solchen I

Ata 1 RIO)
vi™! aber die Revision gegen ein solches Ur

' nicht zulässig, auch gibt es gegen die Verletzo
der Abgabepflicht keine Reditsbe^chwerde.
* E. de«. RVA. III (2. Rev.-Sen.) ron 2. Fehl
1933 — lila Rv. 80 31.

§§J4
Ata. 3.95

Ata. 1

AVATG.

I. Sieht

lässige
deshalb
für die

§§ 1279b.

1211 ZW. 1

III.

Krankhc.itaseilern, elie sich an eine mit Beitragen zur

AngV. belegte Zeit angestclltenversicherungspflich
ger Beschäftigung anschlichen, können niciit als Lr

sat/tatsach» n auf die Anwartschaft in der InvV. en¬

ger« werden.
# h. des RVA. II (3 Ret -Sen) vom 15. März 1933

- IIa. 6268/31».

ein Lehrvertrag eine zeitlich bestimmu- /

Abkürzung der Lehrzeit I und v*

das Lehrverhältnis früher beendet, so

Dauer der Versicherungspflicht (I 74 Ab*

AVAVG.) die verkürzte Lehrzeit maligeJ>end.
# E. des RVA. III (Spr.-Sen.) vom 13. Januar 19

lila Av. 171/32 — AN. 1933 S. IV 83 Nr. 4567.

2. In diesem Falle beginnt die Versicherungspi
des Lehrverhältniaaes aber 12 Monate nach rickwii

vor Ablauf der abgekürzten Lehrzeit.
• E. des RVA. III (Spr.-Sen.) vom 20. Januar 1933

Illa Av. 24632 — AN. 1933 S. IV 83 Nr. 4568.

§1421 IW. Als Arbeitgeber ia ae der II 1426 ff. RVO Mt

für ein Beschäfti|ungsverhaltnis, das durch einen

von der Ehefrau im nahmen ihres häuslichen Wir¬

kungskreises abgeschlossenen Dienstvertrag be¬

gründet wird, nur der Ehemann anzusehen.
¥ E. des RVA. II vom 15 März 1933 IP 2266a. 1

§101 ATAVG.

(Mi«?.
22.12.1932

betr. Ptr-

tseaürthi.

Iihia-Fln.)

Für dic Einreihunp einer Lehrperson unter die

rufsgruppe B. 27. 5. des Berufsverzeichnisses für

Arbeitsmarktstatistik ist es grundsätzlich unerhebl

ob der Arbeitnehmer in die häusliche Gemeinscha'

des Arbeitgebers aufgenommen ist.
# E. des RVA. III (Spr.-Sen.) vom 27. Januar 1933

UU Av. 2S6 32 — AN. 1933 S. IV 85 Nr. 4570.

§103 Ata.2 Ist die Mutter eines Arbeitslosen bis zum Eiatri

S. 3 AVAVQ. der Arbeitslosigkeit des Sohnes von dem Vaf

§§1MJ.
1179 in.

im.

1713 WO.

§44 MI.

Die Ablehnung eines Mitglieds einer Spruchbehörde
setzt voraus, dali dieses Mitglied überhaupt mit dem

achwebenden Rechtsstreit schon befaßt ist.
• E. des RVA II vom 24. Januar 1933 - II H 2714/B.

irx

Eine Entscheidung des 0\A. ui>er Jie Kottea, die

durch die Anhörung eines bestimmten Arztes naeh

I 1661 RVO. entstanden sind, ist im Wege der

Beschwerde nicht anfechtbar
• E. des RVA II rom 11. Februar 19» - IP 2414 B

m/M.

(§§1601.
1601 Ifi)

unterhalten worden und stirbt aladann der Vi
so ist der Unterhaltsanspruch der Mutter gegen
Sohn erst nnch Eintritt der Arbeitslosigkeit
Söhnt tätanden.
• E. des RVA. III (Spr.-Sen.; vom 11 Noven

1932 — IHa At. 162/32 — AN 1933 S. IV 85 Nr. 457

§§1171! Für die KV. der Arbeitslosen ist der tatsächh

AVAVG. Bezug der Hauptunterstützun* auch dann m

feben wenn mit rückwirkender Kraft e.

nvalidenrente gewährt und infolgedessen die Hau:

Unterstützung mit rückwirkender Kraft wieder en'

zogen worden ist.
•

t. des RVA II fB*«rh -Sen.) vom 15 Tebr
f933 - Uk 1M/II BV
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Wirtschaftsführung der Versicherungsträger

VV iri*didft<tfuhrun_: der WrsichtTuiK

r nn/rlncn S«>/ial\ i'rsnhrrunps/\%< ige brruht

n aWff Hauptsache auf den clridion (Jrundsätzen.

Die hier _be__.proc_ke.ac Ifirtadiaftsflliniag der

Krankenkassen i^t daher nur ein \usschnitt aus

dl n Die SchriftlettUff.

p 1032 wurde ein Regierungsentwuif zu einer

rordnung- vorgelegt, die die Verwaltung und

Wirtschaftsführung der Kken. regeln sollte.

rrh die Zeitumstände ist der Entwurf weg-

Ilen. Neuerdings hat aber der Erlaß des

i !>t'itsministers vom 6. April 1933 (IIa

>) neue grundsätzliche Vorschriften ge-

it. Was nun noch im einzelnen zu dieser

in bezug auf die Kken. zu sagen ist, soll

tn Hand des Entwurfes getan werden.

rst drängt sich dabei die Frage auf, ob die

U stehenden Vorschriften der RVO. und

ch erlassenen Verordnungen nicht aus-

,
um eine geregelte Geschäftsführung bei

Kken. zu verbürgen. Was die Anlage und

tung des Vermögens anbetrifft, erscheint

e klarere Fassung der RVO. wohl zweck-

Die Zergliederung einer Haushaltsord-

in a) Haushaltsplan und Rechnungslegung
1 b) Stellenplan und Besoldungsordnung
nie aber zum größten Teil nur eine Wieder-

mg schon bestehender Vorschriften und da-

? i ? doppelte Anweisung bringen, die ver-

Iber ist. Wenn schon eine weitere Ein-

i mkung des Selbstverwaltungsrechtes der

bei einer gleichmäßigeren Gestaltung
: er Verwaltungsvorhaben geplant ist, dann

le es sich immerhin empfehlen, nur eine Er-

ztOag schon bestehender Vorschriften vorzu-

mea und nicht eine weitere neue Rechts-

zu schaffen.

und Verwaltung d « V e r -

e n s. Eine Aenderung der §§ 26 und 27

l heint mit Rücksicht auf die jetzigen
tten Formen angebracht. Der Bescheid

Reichsarbeits-Ministeriums vom 18. Januai

i!>er die Anlage zeitweilig verfügbarer Be-

(DKK. 1033 Nr. 7 Spalte IM) bringt zu

Ahs. 3 RVO. auch schon eine zusätzlicht'

gang bezüglich der Betriebsmittel. Zum

nd die Bestimmungen über die Anlage
Vermögens nicht ausführbar und überholt.

die Vorschriften über den Erwerb von

Verwaltungsdirektor Erich Kilian, Hannover

Grundstücken und die Errichtung von Gebäu¬

den sollten vervollständigt werden.

Soweit z. B. das Vermögen der Kken. zur Be¬

streitung von Ausgaben bereitzuhalten ist, kann

es nicht immer verzinslich oder sonst wirt¬

schaftlich nutzbar angelegt werden. Mit den

laufenden Barbeständen in den Zahlkassen der

Kken. kann die jetzige Vorschrift des § 26 nicht

erfüllt werden. Es entspricht deshalb der Klar¬

heit, wenn die Betriebsmittel von der Anwen¬

dung dieser Vorschrift ausgenommen würden.

Selbstverständlich ist heute die Wertbeständig¬
keitsklausel nicht mehr angebracht. Die Auf¬

gliederung der einzelnen Anlagemöglichkeiten
nach den jetzt noch geltenden Vorschriften der

§§ 26 bis 27b RVO. sollte neben ihrer anderen

Paraphierung einige Aenderungen bringen.
Wenn den Kken. die Annahme von Wechseln

als Zahlungsmittel schon nicht grundsätzlich
verboten war, so wurde doch immer wieder

darauf hingewiesen, mit Rücksicht auf etwa

wechselmäßige Verpflichtungen, davon abzu¬

sehen. Der Entwurf gestattete die Anlage des

Vermögens in Wechseln, die als Privatdiskonten

gehandelt werden. Wenn damit eine größere
Flüssigkeit der Vermögensanlagen bezweckt

werden soll, dann würde sich aber die gleich¬

zeitige Angabe genauerer Begriffsbestimmungen
daza empfehlen.
Bei der Ausgabe von Hypotheken und Grund-

schulden haben die Kken. sich auch bisher

schon dem allgemeinen Geldmarkt angepaßt
und mit dem Zinsendienst eine regelmäßige Til¬

gung vereinbart. Eine Verpflichtung dazu

würde in allen Fällen die beabsichtigte größei
Flüssigkeit der angelegten Vermögen bewirken.

Soweit solche Mittel zur Rücklage gehören, hat

der Kassenvorstand aber in jedem Jahr über dir

Verwendung der dem Betriebsfonds zugeleiteten
Mittel erneut ZU beschließen, ob diese Mittel

auch ferner der Rücklage zugehören, oder dafür

.ne neue Anlage erfolgen soll, oder die Til-

gungsbeträge dem Betriebsfonds, also den lau¬

fenden Mitteln, den laufenden Einnahmen, zu¬

gehen sollen. Eine Aenderung würde die Ver¬

minderung der Beleihung von % auf % bedeu¬

ten. Nach der Begründung zum Entwurf soll

di Verminderung einer größeren Sicherheit



dienen. Die in dem bisherigen § 27d und e feh¬

lenden Wertgrenzen sollten verschieden fest¬

gesetzt werden. Für den Erwerb von Grund¬

stücken sollte die Genehmigung des RVA. er¬

forderlich sein, wenn der Kaufpreis über 7500

Reichsmark liegt. Allgemein sollte die Ein¬

holung der Genehmigung ausgeschlossen sein,

wenn das Grundstück im Zwangsversteigerungs¬
verfahren erworben wird, um einen Ausfall der

darauf eingetragenen Rechte zu vermeiden.

Nach wie vor sollte die Errchtung von Gebäu¬

den der Genehmigung des RVA. unterliegen,
wenn die Kosten dafür 20 000 RM. und für

Kassen mit über 2000 versicherungspflichtigen
Mitgliedern 10 000 RM. übersteigen. Nach § 27e

ist bisher die Wertgrenze nicht festgesetzt. Für

Veränderungen, nicht nur für Erweiterungen,
sollten die gleichen Vorschriften gelten mit der

Ausnahme, daß dafür 5000 RM. und 2500 RM.

als Wertgrenze gelten. Unter den genannten

Beträgen sollten die Kken. freie Hand behalten,
auch die Festsetzung bestimmter Beträge würde

«len Runderlaß des RVA. vom 17. Mai 1025

(AN. 1025 S. 153) hinfällig machen. Der Erlaß

besagt, daß mangels der Angabe einer Wert¬

grenze die Einholung der Genehmigung ohne

Rücksicht auf die Höhe erforderlich ist. Die

Kken. waren dagegen vielfach entgegengesetzter

Ansicht. Bis zum 31. Mai 1034 dürfen aber

nach der Verordnung vom 8. Dezember 1031

Neubauten von Verwaltungsgebäuden über¬

haupt nicht mehr in Angriff genommen werden.

Offen bleibt die Frage, ob man bei der gemein¬
samen Vermögensverwaltung mehrerer Ver¬

sicherungsträger bei den Kken. insbesondere an

den Zusammenschluß von Kassenverbänden ge¬

dacht hat, und ob diese dann auch anstelle der

sonst einzelnen nur ein gemeinsames Lagerbuch

zu führen brauchen.

Zu begrüßen wäre eine klarere gesetzliche Fest¬

stellung, daß der Wert von Grundstücken und

Gebäuden nicht in die Rücklage einzurechnen

ist. Obschon das Statistische Reichsamt sich im

gleichen Sinne klar ausgedrückt hat, ist aber

doch wohl versucht worden, auch mit einem

gegenteiligen Standpunkt durchzudringen, so

daß das RVA. in seiner Entscheidung vom

15. Juli 1032 sagte, es sei Sache der Kassen¬

organe, welche Vermögensteile sie als zur Rück¬

lage gehörend betrachtet wissen wollen (siehe
auch DKK. 1032, Sp. 708). Dann war noch be¬

absichtigt, eine allgemeine Nachprüfung der

heutigen Vermögenslage durch allgemeinen
Fristablauf bisher erteilter Genehmigungen* zu

erreichen. Die Kken. werden also gut tun, von

sich aus in eine allgemeine Nachprüfung ihrer

Vermögensbestände einzutreten.

Haushaltsordnung: Haushaltsplan
und Rechnungslegung. Der zweite Teil

des Entwurfs würde für die Kken., insbesondere

für die kleinen Kassen, einmal eine ungeheure
Belastung an neuen Arbeiten bringen. Außerdem

erscheint die Form der Vorschriften noch

zweifelhaft, weil viele Punkte des Entw |

Satzungsänderungen erforderlich machen *

den. Deshalb wäre eine Ergänzung der Best

mungen der RVO. im Gesetzestext selbst

zweckmäßigste Regelung.
Die Aufstellung eines Haushaltsplanes sehr

die RVO. den Kken. schon dadurch vor, t

der Ausschuß für jedes Geschäftsjahr ei

Voranschlag festzusetzen hat. Das vom S

tistischen Reichsamt zur Verwendung d*t

vorgeschriebene Muster zwingt die Kken. ol.

dies schon zu einer ganz bestimmten Fo

welche der Nachprüfung nach § 342 RV

unterliegt. Dabei hat man bisher immer dar

gedacht, daß nur die Ausgaben eingesetzt w

den, die im Laufe des Geschäftsjahres v o r

aussichtlich notwendig würden. Eine I

düng an die für die Ausgaben eingesetzt»
Zahlen ist nicht in allen Punkten möglich.
Wenn der Haushaltsplan der Zustimmung i

Aufsichtsbehörde bedarf, und die Vorlage ei;

Entwurfes spätestens vier Wochen vor der IV

Schlußfassung des Satzungsorganes erfolg
soll, dann müßten die Kassen die Bearbeiti

des Planes bereits im September jeden Jahi-

in Angriff nehmen. Unter diesen Umstänci

könnten sie für die Schätzungen im Haushalts

plan nur die Ausgaben bis einschließlich Mo

August berücksichtigen, während bisher de

immer versucht wurde, möglichst bis Oktol«

alle Verhältnisse in Rechnung zu ziehen für du

Vorlage in der November-Ausschußsitzung, un

ein einigermaßen genaues Bild zu erlang»
Auch der Umstand, daß gegen die Festsetzt!

soweit sie der Kk. nicht genügt, Beschwe;

beim RVA. zugelassen sein sollte, ändert die^

Nachteil nicht ab. Durch dieses Verfahren, <

einige Zeit in Anspruch nimmt, würde aber ein«

nicht zu unterschätzende Unsicherheit in du

Geschäftsführung getragen und der Zweck d<

Neuregelung vielleicht überhaupt vereitelt

wenn nicht in den für dieses Verfahren voi

gesehenen besonderen Bestimmungen besondei

Regelungen getroffen werden.

Für kleinere Kken. sind die Arbeiten nu

schwer zu schaffen. Gerade das Personal die^

Kken. ist so knapp, daß man wohl sagen möcht«

die Durchführung wäre von einer bestimmt«

Kassengröße abhängig. Wenn dem Haushalt^

plan eine Uebersicht über die Vermögensent
Wicklung begründet beigefügt werden soll, ui

wenn der Plan in jeder Position zu erläuter

sein sollte, wobei die Abweichungen von dt

Ansätzen des Vorjahres zu begründen sin<

dann sind die kleineren Kken., wo der (

Schäftsleiter sich selbst mit an der Erledigu
laufender Tngesarbeiten — unter Umstand*

sogar ausschließlich beteiligen muß, nicl

dazu in der Lage. Es ist auch gar nicht z

übersehenr was alles als Vermögensentwicklun.
angesehen werden soll, was vor allen Din^
von den Aufsichtsbehörden darunter verstand*

wird. Eine Bestimmung über das Maß vo

14*



In für einzelne Ansätze des Haushalts-

l dürfte sich aber niemals auf die Leistun-

an die Versicherten beziehen. Für die per¬

len Aufwendungen ist das Maß ja schon

icso bestimmt.

eins muß aber hingewiesen werden. Wenn

Haushaltsplan in dem betreffenden Ge-

ftsjahr bindend sein soll, dann ist zu be-

ksichtigen, daß er sich nur auf Schätzungen

haut, deren Wert verliert, je früher im Vor-

r der Plan aufzustellen ist. Ein gewissen-
Geschäftsleiter wird den Plan dann so

stellen, daß er keine Konflikte schafft. Wenn

die Schaffung von sogenannten stillen Re¬

serven stets vermieden und verworfen habe,

\n würde das jetzt aber vielleicht notwendig

in, um spätere Beanstandungen durch die

Aufsichtsbehörde von vornherein zu vermeiden,

durch erhält aber wiederum der Plan einen

sehr problematischen Wert. Zu dieser Auf-

mg wird man aber noch besonders ge-

mgt, wenn vorgeschlagen wurde, dem Vor-

'• nden, den Vorstandsmitgliedern und den

enangestellten eine persönliche Schadens-

tung aufzuerlegen, wenn sie erkennen

u fi t c n (aber tatsächlich nicht erkennen

: inten), daß durch eine Maßnahme oder Zah¬

lung eine Ueberschreitung der zugewiesenen

Mittel ohne nachträgliche Bewilligung unver-

dlich wurde.

soi düngen usw. richten Meh auch bisher nur

i h der Dienstordnung oder dem Regulativ

1 unterliegen der Prüfung nach § 243 RVO.

und der Aufsichtsbehörde. Noch besondere Be¬

stimmungen dafür zu schaffen, erscheint nicht

notwendig, auch darüber nicht, daß die Jahres¬

rechnung besonders abzunehmen ist. Das regelt
auch jetzt schon die RVO. und unterliegt schon

immer der Aufsicht.

Stellenplan und Besoldungsord¬

nung. Schon jetzt mußten die Kken. in ihren

Dienstordnungen den vorgeschriebenen Stellen¬

plan haben. In diesem ist auch die Höchstzahl

der Hilfsarbeiter festgesetzt, soweit die Ein¬

stellung von Hilfskräften für eine laufende Ge¬

schäftsführung notwendig ist (siehe hierzu den

Erlaß des Preußischen Ministers für Volkswohl¬

fahrt vom 7. Februar 1027 (Deutsche Kranken¬

kasse 1027, Sp. 213). Wenn nun aber bei vor¬

übergehendem Mehrbedarf künftig die Auf¬

sichtsbehörde zustimmen müßte, so kann eine

solche Vorschrift, um Auseinandersetzungen

mit den Aufsichtsbehörden zu vermeiden, dahin

führen, daß wirklich dringende Arbeiten, die

vielleicht durch die Einstellung einiger Hilfs¬

kräfte in ganz kurzer Zeit erledigt werden

konnten, liegen bleiben, und dadurch wird in die

Geschäftsführung wieder eine erhebliche Ver¬

zögerung gebracht und der Verwaltung ihre

bisherige, nur zum Segen der KV. gereichte Be¬

weglichkeit genommen. Auch für die Regelung
der Besoldung selbst dürfte anstelle der im

§ 353 RVO. vorgeschriebenen keine neue nötig

sein, sobald alle Genehmigungsstellen (wie auch

zum größten Teil schon jetzt) einheitliche Richt¬

linien überwiesen erhalten.

Ersatzzeiten für die Erhaltung der Anwartschaft

in der Invalidenversicherung josei jende, Beriin-südende

Als Ersatzzeiten zur Erhaltung der Anwart¬

aft im Sinne des § 1280 Abs. 1 RVO. sind in

1-81 an erster Stelle Krankheitszeiten sowie

ten nach § 1270a genannt. Durch den Hin-

is auf § 1270 hinter dem Wort „Krankheits-

ten" ist ausgedrückt, daß Krankheiten nur

r den gleichen Voraussetzungen als Ersatz¬

chen für die Erhaltung der Anwartschaft

gerechnet werden dürfen wie für die Er-

lung der Wartezeit. Das bedeutet u. a., daß

volle Wochen, nicht auch Teilwochen, an-

murigsfähig sind. (Daß eine volle Woche

t unter allen Umständen den Zeitraum von

»Mag bis Sonntag zu umfassen braucht, son-

in der Regel der Zeitraum Montag—Sonn-
d genügt, hat bereits die E. des RVA. 547,

07 S. 260 ausgesprochen.) Liegt aber eine

e Woche vor, so bleibt sie auch dann an-

ungsfähig, wenn sie nicht ganz in den gee¬

rdeten Anwartschaftszeitraum hineinfällt,

z. B. eine Anwartschaftsfrist vom 25. Ja-

1031 bis zu diesem Tag im Jahre 1033,

It eine vom 10. bis 25. Januar 1031

\de im übrigen anrechnungsfähige Krank¬

heit als gültiger Wochenbeitrag im Sinne des

§ 1280 Abs. 1, obwohl nur ein Tag der Krank¬

itswoche in den Anwartschaftszeitraum fällt.

Ebenso ist es durchaus möglich, eine und die¬

selbe Krankheitswoche auf zwei kritische An-

wartschaftsperioden zu verteilen. Sind z. B. für

die Zeiträume vom 22. Januar 1020 bis 22. Ja¬

nuar 1031 und 22. Januar 1031 bis 22. Januar

1033 nur je 10 Beitragsmarken und daneben eine

anrechnungsfähige Krankheitswoche vom 10

bis 25. Januar 1031 nachgewiesen, so verhindert

diese in beiden Perioden das Erlöschen der An¬

wartschaft; denn ebenso wie nach der E. des

RVA. 1453, AN. 1010, S. 453, eine und dieselbe

Beitragsmarke auf zwei Anwartschaftsfristen

angerechnet werden kann, wenn einzelne Tage

der Beitragswoche, für welche die Marke gilt,

in zwei Anwartschaftszeiträume fallen, so muß

das gleiche gelten für die als Ersatz der Pflicht¬

beiträge anzusehenden Krankheitswochen (vgl.

E. des RVA. vom 21. Februar 1020 — IIa

3483 28 — Monatschr. 1020 Sp. €28 20).

Diese Feststellungen gelten entsprechend füi

die übrigen in § 1270 neben der Krankheit ge-
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nannten Ersatztatsachen wie Cienesungszeiten
»wie Zeiten der Arbeitsunfähigkeit bis zur

Dauer von 12 Wochen, die durch eine Schwan¬

gerschaft oder ein regelmäßig verlaufenes

Wc^henbett venu sacht sind. Die jetzt geltende
Höchstdauer von 12 an Steile der bisherigen
8 Wochen ist durch Art. I § 4 des Gesetz«

über Wochenhilfe vom 18. Mai 1020 (RGBl. I

08) eingeführt worden und gilt nach dessen Ar¬

tikel II erst seit dem 1. Juni 1020.

Volle Wochen dürften ferner für Zeiten nach

§ 1270a zu fordern sein. Nach dieser Vorschrift

kann der RAM. bestimmen, in welchen weiteren

I allen eine Anrechnung von Beitragswochen
»anfindet, ohne daß Beiträge entrichtet zu

werden brauchen. Schon aus dem unmittel¬

baren Zusammenhang der Vorschrift mit der¬

jenigen des § 1270 folgt, daß die Voraus¬

setzungen der Anrechenbarkeit hier die gleichen
sein müssen wie im § 1270. Und so ist denn

uch in der gemäß $ 1270a ergangenen VO. des

RAM. über die Anrechnung von Beitragswochen
in der InvV. vom 7. Februar 1025 (RGBl. I 10) aus¬

drücklich bestimmt, daß nur die vollen Wochen,
in denen der Versicherte aus den besetzten und

den Einbruchsgebieten des Westens aus¬

gewiesen oder ausgleichen zwingenden Gründen

verdrängt war, ohne gleichzeitig im unbesetz¬

ten Gebiet versicherungspflichtig beschäftigt zu

sein, als Pflichtbeiträge zu gelten haben.

Neben den Krankheitszeiten sowie Zeiten nach

§ 1270a werden auf lange Zeit hinaus noch die

früher im § 1281 zuerst genannten und jetzt in

Art. II Abschn. C des Gesetzes vom 23. Juli

1021 (RGBl. S. 084) enthaltenen Militärdienst¬

zeiten ihre Bedeutung behalten. Danach werden

als Wochenbeiträge im Sinne des § 1280 Abs. 1

weiterhin angerechnet die vollen Wochen, in

denen Versicherte in Mobilmachungs- oder

Kriegszeiten zur Erfüllung der Wehrpflicht ein-

gezoge waren oder freiwillig militärische

Dienstleistungen \ errichtet haben, sowie die¬

jenigen vollen Wochen, in denen die Versicher¬

ten zur Erfüllung der Wehrpflicht in Friedens¬

räten zum Militärdienst im deutschen Heere

oder in der Marine einberufen waren. Daneben

haben ferner noch Bedeutung die Bundesrats¬

verordnung vom 26. November 1014 (RGBl.
S. 485 = AN. 14 S. 807), die den österreichisch-

ungarischen H iienst dem deutschen gleich¬

stellte, diejenige vom 23. Dezember 1015 (RGB!.
S. 845 = AN. 16 S. 320), die eine erleichterte

Anrechnung der deutschen oder österreichj-
hen Militärdienstzeiten verseil und insbeson¬

dere auch Weiterversicherern, SelbstVersiche¬

rern und fortgesetzten Selbstversicheiern die

\nrechnung ermöglichte, sowie schließlich die-

vom 28. März 1018 (RGBl. S. 165 =

AN 18 S. 276), die den Heeresdienst auch bei

den übrigen mit Deutschland verbündeten oder

befreundeten Mächten unter den gleichen Vor¬

aussetzungen anrechnete wie den deutschen.

Als zweite Gruppe von Ersatzzeiten zur Eri

tung der Anwartschaft nannte die ursprünglic
Fassung des § 1281 Zeiten ohne versicherun

Pflichtige Beschäftigung, während deren

Anwärter oder der Verstorbene Invaliden- o

Altersrente aus einer Kasse oder einer Sond«

anstalt der in den §§ 1321, 1360, 1375 beze:<

neten Art oder eine Unfallrente von minde

einem Fünftel der Vollrente bezog. Der w«

aus häufigste Fall war früher der Bezug ein*

Unfallrente in der angegebenen Höhe. D

Zweifelsfrage, ob auch in diesem Falle nur vo!

Wochen des Unfallrentenbezuges zur Erhaltur.

der Anwartschaft ausreichen oder auch Teil

wochen genügen, ist vom RVA. in der E. 139 >

AN. 1000 S. 462, in letzterem Sinne entschied«

worden. Was von dem Unfallrentenbezuge gilt
dürfte in gleicher Weise für die übrigen j<
unter Nr. 3 des § 1281 zusammengefaßten Ren

ten gelten, also neben den bereits genannt*

aus §§ 1321, 1360, 1375 für die Invalidenpensi«
nach den Vorschriften des RKn.Gesetzes sowj»

für Militärrenten von mindestens einem Fünft

der Vollrente wegen einer im Kriege 1014 1

1018 bei der deutschen Wehrmacht oder eine«

dem deutschen Reiche verbündeten oder \>

freundeten Macht erlittenen militärischen Dienst

beschädigung.

Das gesagte dürfte ferner gelten für die jet
unter Nr. 5 des §1281 aufgeführten Zeiten eines

Ruhegeldbezuges aus der AngV. ohne gleich

zeitige invalidenversicherungspflichtige B<

schaftigung; denn ein besonderer Grund, di

Zeiten eines Ruhegeldbezuges abweichend v<

denen eines Unfallrentenbezuges zu behande!

kann nach Wortlaut und Zweck des Gesetz

nicht anerkannt werden.

Nach § 1281 Nr. 4 zählen als Wochenbeitrag«

im Sinne des § 1280 Abs. 1 die in der freiwilli

gen Kriegskrankenpflege bei der deutsch»

Wehrmacht oder einer dem deutschen Reich»

verbündeten oder befreundeten Macht zurück

gelegten Dienstzeiten. Auch hier wird man m

Rücksicht auf den Gesetzeszweck mangeh

gegenteiligen Wortlauts Wochenteile für di

Anrechnung als ausreichend ansehen müssei

weil die Tätigkeit in der freiwilligen Krie

krankenpflege nach der Gr. E. 2188, AN. 101

S. 440 = EuM. Bd. 6 S. 256 Nr. 114, nicht als

Militärdienst anzusehen ist.

Als Beiträge zur regelmäßigen Erhaltung d*

Anwartschaft zählen schließlich gemäß § 12,v

Nr. 2 Zeiten, in denen Beiträge zur AngV. ent

richtet sind, soweit die Zeiten nicht durch Bei

tragswochen zur InvV. gedeckt sind. Die Frag«
ob auch hier nur volle Wochen anwartschafb

erhaltend wirken oder ob auch Teilwochen gi

nügen, ist im Gegensatz zu den Vorschriftei

über die Anrechnung der AngV.-Beiträge b<

der Wartezeit nach § 1270b, bei der außer

ordentlichen Erhaltung der Anwartschaft nae

§ 1280 Abs. 2 S. 2 und bei dem Wiederauflebe

148



Anwartschaft nach § 1283 Abs. 4 S. 1, die

irücklich von „vollen Kalenderwochen" und

»Ilen Beitragswochen" sprechen, im Gesetz

bei nicht zum Ausdruck gelangt. Im Schrift-

i beschränkt Helms „Arbeiter-Versorgung"
I vS. 200 die Anrechnung ohne nähere Be-

dung auf volle Wochen, die Rechtsprechung
sich bisher grundsätzlich noch nicht ge¬

liert. Im Kommentar der Mitglieder des RVA.

S. 02 Anm. 2 zu § 1281 findet sich unter

auf die E. des RVA. 3403, AN. 20

«K> - EuM. Bd. 25 S. 223 Nr. 04, der Ver-

ik: „Die Beitragswochen der AngV. werden

iit zu je 4 Wochen der InvV. gerechnet, es

i vielmehr die sämtlichen vollen Kalender¬

chen zu berücksichtigen, die in eine Zeit

illen, welche durch Beiträge der AngV. ge-

kt ist.' Allein eine nähere Prüfung der än¬

derten Entscheidung ergibt, daß sich diese

hl auf den Fall der regelmäßigen Erhaltung

Anwartschaft im Sinne des § 1280 Abs. 1

für welchen § 1281 die Ersatztatsachen be~

immt —, sondern nur auf denjenigen der

rordentlichen Erhaltung der Anwartschaft

ic\\ $ 1280 Abs. 2 bezieht. Hier spricht abei

Wortlaut des Gesetzes selbst von vollen

Wochen. Diese Entscheidung und der auf sie

gestützte Vermerk sind also für die Frage, ob

zur regelmäßigen Erhaltung der Anwartschaft

im Falle des § 1281 Nr. 2 nur volle oder auch

Teilwochen grechnet werden können, nicht ver¬

wertbar. Faßt man indes den in der E. 1303,

AN. 1000, S. 462, angegebenen gesetzlichen
Zweck ins Auge, das Erlöschen der Anwart¬

schaft tunlichst durch Ersatzzeiten zu verhüten,

erwägt man ferner, daß das Gesetz in allen an¬

deren Fällen, in denen es sich um die Anrech¬

nung der Beitragsleistung zur AngV. bei der

InvV. handelt (§§ 1270b, 1280 Abs. 2, 1283 Ab¬

satz 4), ausdrücklich volle Wochen für die An¬

rechnung fordert, so muß man schließlich aus

der gleichen Fassung der Vorschrift wie für den

Unfallrentenbezug den zwingenden Schlufc

ziehen, daß jedenfalls für die Erhaltung der An¬

wartschaft nach § 1280 Abs. 1 auch Teilwochen

ausreichen. Sind daher beispielsweise in dem

Anwartschaftszeitraum vom 7. September 1020

bis 7. September 1031 nur die Monate März,

Mai, Juni, August 1031 mit Beiträgen zur AngV.

belegt, so ist die Anwartschaft gewahrt, da ein-

einschließlich der Teilwochen insgesamt

22 Wochenbeiträge nachgewiesen sind.

Wiederherstellung des Berufsbeamtentums
Max Sänger, Berlin

hurdk dm* Gesetz zur Wiederherstellung des

ufsbeumtentums oom 7. April 1933 (RGB1.1,

175) sind auch für die in der Sozialversidierung

itigen Personen neue Grundsätze für ihr Be-

äftinungsverhältnis geschaffen. Die folgende
Entstellung zeigt die neuen Grundsätze auf und

erläutert die besonderen iusführungsbestim-

iflgen für das Personal der Sozialversiehe-

ngeträget Die Sdiriftleitung.

Das Gesetz findet in gleicher Weise wie

iuf die Beamten des Reiches, der Länder und

r Gemeinden Anwendung auf die Beamten

wie auf solche Bediensteten der

/i alversicherung, denen die Rechte

d Pflichten der Beamten übertragen sind,
hrend für die Angestellten und Ar¬

beiter der Sozialversicherungs~

räger eine sinngemäße Anwendung er-

r — Das Gesetz schjeidet die Beamten, die

i ihm betroffen werden, in drei Gruppen und

cht hier wieder einen Unterschied zwischen

imten, die zu entlassen sind, und

< hen, die entlassen werden können.

G r u n p e 1 sind Beamte zusammengefaßt,
seit dern 0. November 1018, o h n e die vor-

chriebene oder übliche Vorbildung oder

st ige Eignung zu haben, Beamte ge-
rden sind. Sie sind zu entlassen.

zum Gesetz erlassene Erste Durc)

hrungsverordnung vom 11. April
I * (RGBl. I, 105) bestimmt, daß als Beamte,
ngeeignet sind, also nicht die geforderte

^ige Eignung besitzen, alle Beamten gelten,
der kommunistischen Partei oder kommu¬

nistischen Hilfs- oder Ersatzorganisationen an¬

gehören. — Entlassenen Beamten dieser Gruppe
werden die bisherigen Bezüge für die nächstet\

drei Monate nach der Entlassung weiterge¬
währt, dagegen besteht kein Anspruch aut

Wartegeld, Ruhegeld oder Hinterbliebenenver¬

sorgung oder auf Weiterführung der Amts

bezeichnung und des Titels. Die Möglichkeit,
in besonderen Fällen eine Ausnahmeregeluns.»
zu treffen, ist geschaffen durch die Bestimmune,

daß im Falle der Bedürftigkeit, besonders wenn

für mittellose Angehörige zu sorgen ist, eine

Rente bis zu einem Drittel des jeweiligen Grund¬

gehaltes der zuletzt bekleideten Stelle bewilligt
werden kann; die so bewilligte Rente ist abei

jederzeit widerruflich. Eine Nachversicherung
entlassener Beamten nach Maßgabe der reichs

gesetzlichen Sozialversicherung findet nicht

statt. Wichtig ist, daß diese Vorschriften ent¬

sprechende Anwendung auf im Ruhestand be¬

findliche Beamte finden, die aus den genannten
Gründen zur Entlassung kommen würden,

wenn sie noch im Dienst wären.

Die Gruppe 2 umfaßt Beamte n i c h t a r i

scher Abstammung. Sie sind in den

Ruhestand zu versetzen oder, wenn es

sich um Ehrenbeamte handelt, zu ent

lassen. Ruhegeld wird also voll, aber nur

unter der bei Gruppe 3 zu nennenden Voraus-

tzung zehnjähriger Dienstzeit gewährt. Waren

nichtarische Beamte schon seit dem 1. August
1014 Beamte oder haben sie im Weltkrieg an

der Front für d;*. Deutsche Reich oder seine

Verbündeten gekämpft oder sind ihre Vätei

<»der Söhne im Weltkrieg gefallen, so wird das
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Gesetz auf diese Beamten nicht angewendet.
Als nichtarisch gilt nach der Ersten Durch¬

führungsverordnung, wer von nichtarischen,
insbesondere jüdischen Eltern oder Großeltern

abstammt, wooei genügt, daß ein Eltern- oder

Großelternteil nichtarisch ist. Bestand das

Beamtenverhältnis nicht bereits am 1. August
1014, so ist durch Urkunden die /irische Ab¬

stammung oder die Tatsache nachzuweisen, daß

der Beamte Frontkämpfer od ler Sohn oder

der Vater eines im Weltkrieg Gefallenen ist.

Die G r u p j> e 3 umfaßt Beamte, die nach ihrer

bisherigen politischen Betätigung
nicht die Gewähr dafür bieten, daß sie jederzeit
rückhaltlos für den nationalen Staat eintreten.

Sie können aus dem Dienst entlassen

werden, behalten aber wie die Gruppe 1

noch für drei Monate nach der Entlassung An¬

spruch auf ihre bisherigen Bezüge. Nach Ab¬

lauf von drei Monaten erhalten die zur

Gruppe 3 gehörigen Beamten Y% des Ruhe¬

geldes unrl entsprechende Hinterbliebenenver¬

sorgung, vorausgesetzt, daß sie mindestens eine

zehnjährige Dienstzeit vollendet haben. Das

gilt auch dann, wenn nach bestehenden Reichs¬

oder Landesgesetzen an sich Ruhegeld schon

nach kürzerer Dienstzeit gewährt wird. Die ge¬

setzlichen Vorschriften über die erhöhte An¬

rechnung von Militär- und Kriegsdienstzeiten
bleiben unberührt. Bei der Prüfung der bis¬

herigen politischen Betätigung ist nach der

Ersten Durchführungsverordnung die gesamte

politische Betätigung des Beamten, insbesondere

seit dem 0. November 1018, in Betracht zu

ziehen. Die Beamten sind zur Auskunft ver¬

pflichtet, welchen politischen Parteien sie bis¬

her angehört hal>en; als politische Partei gelten
in diesem Sinne auch elas Reichsbanner

Schwarz-Rot-Gold, der Republikanische Richter¬

bund und die Liga für Menschenrechte.

Erfordert es das dienstliche Bedürfnis, so muß

sich jeder Beamte die Versetzung in ein

anderes Amt, auch in ein solches von ge¬

ringerem Rang oder planmäßigem Dienstein¬

kommen, gefallen lassen. Bei Versetzung in (dn

Amt von geringerem Rang behält der Beamte

jedoch seine bisherige Amtsbezeichnung und

das Diensteinkommen der bisherigen Stelle, er

kann aber auch innerhalb eines Monats die

Versetzung in den Ruhestand verlangen.
In den Ruhestand können auch Beamte

versetzt werden, die noch nicht dienstunfähig
sind, wenn dadurch die Verwaltung vereinfacht

wird; die so frei gewordenen Stellen dürfen

nicht mehr besetzt werden. — Sowohl die Ent¬

lassungen als die Versetzungen in ein anderes

Amt oder in den Ruhestand werden durch die

oberste Reichs- oder Landesbehörde ausge¬

sprochen; die Entscheidung ist e n d -

d 1 t i g, der Rechtsweg ausge¬

schlossen. Die entsprechenden Verfügun¬

gen müssen spätestens am 30. September 1033

zugestellt sein

Für die Berechnung des Ruhegeldes
de ls Nichtuier orler wegen der bisherigen
politischen 1 tigung entlassenen Beamten hat

das ( tz unter Außerkraftsetzung etwaiger
anderer Pestsetzungen und Zusicherungen ruhe«

haltsfähiger Dienstzeit neue Vorschrif¬

ten in der Richtung | haften, daa außer der

im letzten Anstellun. rhältnis zurückgelegten

Dienstzeit nur im Reichs-, Landes- oder <

meindedienst verbrachte Dienstzeiten anger*

net werden; auch das ist aber nur zula

wenn diese Dienstzeiten mit der letzten Diei

stelle nach Vorbildung und Laufbahn im I

sammenhang stehen. In welcher Weise Diei

Zeiten bei öffentlich-rechtlichen Körperschaf
angerechnet werden, regeln die Ausführun

bestimmungen. Auftretende Härten können

Reichsbeamte durch den Reichsinnen- ur

Reichsfinanzminister, für andere Beamte dur«

die oberste Landesbehörde ausgeglichen w

den. Die neuen Vorschriften über die Fr

Setzung der ruhegehaltsfähigen Dienstz<

gelten auch für bereits im Ruhestand befi;

liehe Beamte, die von dem Gesetz erfaßt w

den, wenn sie noch im Dienst wären. Ihr

ruhegehaltsfähige Dienstzeit und ihr Ruhe- ode

Wartegeld muß bis spätestens 30. Septembe
1033 mit Wirkung vom 1. Oktober 1033 neu

festgesetzt sein. — Der Berechnung det

Dienstbezüge und des Ruhegeldes werder

die Richtlinien für die Besoldungshöhe von Be

amten zugrunde gelegt. Wenn nach der Ent

Scheidung der zuständigen Behörde über dir

Anwendung der Richtlinien höhere Bezüge als

hiernach zustündig empfangen worden sind, so

haben die betreffenden Beamten die seit 1. Apri
1032 bezogenen Mehrbeträge zu erstatten. De

Einwand der nicht mehr bestehenden Bereiche

rung ($ 812 ff. BGB.) wird durch das Gesetz

ausdrücklich ausgeschlossen. Diese Bestim

mungen gelten auch für Personen, die inner

halb eines Jahres vor dem Inkrafttreten des

Gesetzes in den Ruhestand getreten sind. —

Für Beamte, die als Nichtarier oder weg

ihrer bisherigen politischen Betätigung zui

Entlassung kommen, erfolgt eine Neufest

Setzung des Besoldungsdienst
alters derart, daß nur eine im Reichs-.

Landes- oder Gemeindedienst oder, nacl

Maßgabe der noch zu erlassenden Aus

führungsbestimmungen, im Dienste öffentlich

rechtlicher Körperschaften ausgeübte Beschäfti

gung angerechnet wird. Ausnahmen könnei

der Reichsinnen- und Reichsfinanzminister odei

elie oberste Landesbehörde zulassen. Eine der¬

artige Neufestsetzung hat jedenfalls mit de;

Festsetzung des Ruhegeldes zu erfolgen. Di*

Vorschrift findet auch auf bereits im Ruhe

stand befindliche Beamte Anwendung, wenn sie

unter den Kreis der zur Entlassung kommender

Beamten fallen. —

Gegen Beamte der bezeichneten drei Be¬

amtengruppen, die während des Dienstverhält

nisses Verfehlungen begangen haben, kanr

auch nach der Versetzung in den Ruhestanc

oder nach der Entlassung ein Dienststraf

verfahren mit dem Ziele der Aberkennung
aller Ansprüche eingeleitet werden; diese Maß¬

nahme muß spätestens bis 31. Dezember 193'*

ergriffen werden und sie gilt auch für die unt*

den genannten Kreis fallenden, im letzten Jahr

>r dem Inkrafttreten des Gesetzes in der

Ruhestand getretenen Beamten. — Im Rahmer

der allgemeinen Vorschriften können durch

Entscheidung des Reichsinnenministers oder

der obersten Landesbehörde höhere Be¬

züge oder Uebergangsgelder ge¬

währt werden, wenn die Durchführung des Ge¬

setzes unbillige Härten ergibt. — Unbeschadet
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if Grund des Gesetzes vom 7. April 1933

dienen Maßnahmen werden nach Ablauf

im Gesetz genannten Fristen — d. i.

September 1933 für Entlassungen und

rzumjen in den Ruhestand, Versetzungen

m anderes Amt, Versetzung in den Ruhe-

1 zur Vereinfachung der Verwaltung, Neu-

.etzungen der ruhegehaltsfähigen Dienst-

bereits im Ruhestand befindlicher Beamten

i 3 1. Dezember 1933 für die Einleitung
Dienststrafverfahren gegen bereits im

testend befindliche Beamten — die für das

iisbeamtentum geltenden allgemeinen Vor-

riften wieder voll wirksam.

vielen Fällen werden Beamte, die auf Grund

Gesetzes vom 7. April 1933 ihre bisherigen

üge ganz oder teilweise verlieren, lang-
e Mietverträge abgeschlossen haben,

n Einhaltung oft gefährdet sein würde. Zur

\bhilfe hat die Reichsregierung das Gesetz

r das Kündigungsrecht der

rch das Gesetz zur Wiederher-

<llung des Berufsbeamtentums

troffenen Personen vom 7. April
8 (RGBl. I, 187) erlassen, das bestimmt, daß

artige Personen ein Mietverhältnis über

ume, die sie für sich oder ihre Familie ge¬

ltet haben, unter Einhaltung der gesetz¬

ten Frist kündigen können. Diese Kündi-

g kann aber nur für den ersten Termin er-

en, für die sie zulässig ist. Entgegen-
hende Vereinbarungen sind unwirksam.

Mierdings kann der Vermieter binnen zwei

ochen gegen die Kündigung beim Amts-

richt, in dessen Bezirk die Mieträume liegen,
iderspruch erheben. Für diesen Fall ist die

Kündigung für unwirksam zu erklären, wenn

untei Berücksichtigung der beiderseitigen Ver-

itnisst» dem Mieter die Fortsetzung des

Mietverhältnisses zugemutet werden kann. Die

I scheidung des Gerichts kann ohne münd-

e Verhandlung ergehen, wobei gegen den

hlufi nur die sofortige Beschwerde statt-

lei

Zweite VO. (4. Mai 1933, RGBl. I S. 233)
Durchführung des Gesetzes vom 7. April

\3 bestimmt, daß als Angestellte oder

\rbeiter im Sinne des Gesetzes gelten, die von

ilfentlich-rechtlichen Körperschaften durch

.

itrechtlichen Dienstvertrag verpflich-
n und verpflichtet gewesenen

sonen (letztere nur hinsichtlich der aus dem

iheren Dienstverhältnis entspringenden Be-

e). — Die Angestellten werden ebenfalls in

i, den genannten drei Beamtengruppen ent-

hende Gruppen eingeteilt; für ihre Ent-

ung sind die gleichen Gründe und Merk-

le wie für die Beamten maßgebend.

uppe 1 ist fristlos zu entlassen und erhält

h für drei Monate nach Ablauf des Ent-

mgsmonats die bisherigen Bezüge; die

lung wird aber nur bis zu dem Zeitpunkt
«it, zu dem sie eingestellt würde, wenn die

ligung nach den bisherigen Vorschriften

jt wäre. Bei Bedürftigkeit kann eine lau-

aber jederzeit widerrrufliche Unter-

mg bis zu zwei Fünfteln derjenigen Be¬

bewilligt werden, die bei Vertragskündi-
nach bisherigem Recht nach der Kündi¬

gst zugestanden hätten War bisher eine

Kündigung ausgeschlossen, so kann die Unter¬

stützung bis zu zwei Fünfteln der Bezüge be¬

tragen, die bei Berufsunfähigkeit gewährt
worden wären. In beiden Fällen darf die

Unterstützung aber die Hälfte des für Beamte

vorgesehenen Wartegeld-Höchstbetrages nicht

übersteigen. Aufwandsentschädigungen bleiben

unberücksichtigt. — Gruppe 2 ist mit einer

Frist von einem Monat zum Monatsschlufi zu

kündigen, die Bezüge werden für 3 Monate

weitergezahlt; darnach sind drei Viertel der

klagbaren Bezüge (ohne Aufwandsentschädi¬

gungen) zu zahlen, wobei die Höhe ebenfalb

nicht die Hälfte des bei Gruppe 1 genannten
Wartegeldes überschreiten darf. Die Zahlung
der 3-Monats- wie der Drei-Viertel-Bezüge wird

nicht über den Zeitpunkt hinaus geleistet, bis

zu dem eine Zahlung bei Kündigung nach den

bisherigen Vorschriften erfolgt wäre. Ueber-

gangsgelder und Abfindungen werden bis zur

Erreichung ihres Betrages nach Mafigabe der

Bestimmungen über die 3-Monats- und Drei-

Viertel-Bezüge gewährt. Auf die Drei-Viertel-

Bezüge wie auf eventuelle Uebergangsgelder

und Abfindungen wird ein etwaiges Arbeitsein¬

kommen aus Dienst-, Werks- oder Geschäfts¬

besorgungsverträgen angerechnet; derartiges
Einkommen mufi angegeben werden, andern¬

falls Minderung oder Entzug der zustehenden

Bezüge erfolgt. Der Kreis der nichtarischen

Angestellten, der von dem Gesetz nicht erfafit

wird, ist der gleiche wie bei Gruppe 2 der

Beamten. — Gruppe 3 kann fristlos entlassen

werden. Hinsichtlich der Weiterzahlung von

Bezügen werden, unbeschadet der Vorschrift

über die Außerkraftsetzung des Einspruchs¬
rechts nach § 84 BRG., des Gesetzes über Be¬

triebsvertretungen und über wirtschaftliche

Vereinigungen vom 4. April 1933, sämtliche bei

Gruppe 2 genannten Bestimmungen sinngemäß
angewendet.
Für die drei Angestelltengruppen gelten
folgende gemeinsame Vorschriften: 1. Die

Kündigung wird durch den Dienst-

berechtigten (z. B. den Kassenvorstand)
und bei bereits im Ruhestand befindlichen Per¬

sonen durch den zur Versorgungsleistung Vei-

pflichteten ausgesprochen; sie muß spätestens
bis 30. September 1933 zugestellt sein; 2. zur

Gesetzesdurchführung kann von der Reichs¬

und der Landesverfassung abgewichen werden;
3. übermäßig hohe Abfindungen, Uebergangs¬
gelder und Versorgungsbezüge können auf

einen angemessenen Betrag herabgesetzt und

zeitlich beschränkt werden; 4. sind Ver¬

sicherungsverträge zugunsten

jetzt zur Entlassung kommender

Angestellten abgeschlossen, so

können sie durcii einseitige Er¬

klärung des Angestellten gegen¬

über dem Versicherer in prämien¬
freie verwandelt werden; 5. Strei¬

tigkeiten aus der Anwendung des Gesetzes

entscheiden die obersten Reichs- oder Landes¬

behörden, die andere Stellen beauftragen
können; Nachprüfung durch Gerichte ist aus-

gesch! n. Sind bereits Urteile ergangen oder

Vergleiche abgeschlossen, aber noch nicht er¬

füllt, so kann ebenfalls noch die vorstehende

Entscheidung beantragt werden; 0. gesetzliche
oder vertragliche Bestimmungen ober die Kün-
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digung langjährig beschäftigter Angestellten,
Mitglieder von Betriebsvertretungen und

Schwerbeschädigten finden keine Anwendung;
7. vor dem Inkrafttreten des Ge¬

setzes ausgesprochene Entlassun¬

gen undKündigungen sind rechts¬

wirksam; auf sie finden die für die jeweilige
Gruppe erlassenen Vorschriften Anwendung;
8. nach dem Ablauf der für die

Weiterzahlung von Bezügen vor¬

geschriebenen Fristen sind alle

Ansprüche aus dem gekündigten
Vertrage einschließlich der Ver¬

sorgung s anspräche erloschen; 9.

die Nachversicherung nach Maßgabe der reichs¬

gesetzlichen Sozialversicherung findet nicht

statt, wenn laufende Versorgungsbezüge
Unterstützungen gewährt werden; 10. für

Festsetzung der an Gruppe 2 und Gruppe
zahlenden Bezüge gelten die für Beamte

sichtlich ruhegeldfähiger Dienstzeit, Besoldu

höhe und Besoldungsdienstalter erlassenen ^

Schriften.

Zur Verwaltungsvereinfachung kann einem

gestellten auch gekündigt werden, wenn bi

die Kündigung überhaupt nicht oder nur

wichtigem Grunde möglich war. Die genani

gemeinsamen Vorschriften finden entspreche;
Anwendung, d. h. auch diese Kündigung
müssen bis spätestens 30. September 1033

gestellt sein. Die so frei gewordenen Stell

dürfen nicht mehr besetzt werden.

•mM a\iim w.

Aufsichtsführung
in der Krankenversicherung.

Erlaß des Reichsarbeitsministers vom 0. Apri!
1933 (IIa 2144 3 3)

I. Durch die Verordnung übet KV. vom

1. März 1033 (RGBl. I, S. 07) ist das Aufsichts¬

recht über die Träger der KV. auf Fragen
der Zweckmäßigkeit und Wirt¬

schaftlichkeit in der Geschäfts¬

führung erstreckt worden.

Dieser Erweiterung des Aufsichtsrechts muß

eine nachhaltigei Gestaltung der Auf¬

sichtsführung entsprechen. Dabei ist ein

besonderes Augenmerk auf die Beanstandungen
zu richten, die bisher Gegenstand der öffent¬

lichen Kritik gewesen sind. Geschäfts¬

führung, Personalpolitik, Gewäh¬

rung der Leistungen und besonders

Vermögens anlegung dürfen nur nach

streng ichlichen Gesichtspunkten und im

Sinne der Regierungsführung erfolgen. Für die

Einstellung von Angestellten, namentlich derer

in leitenden Stellungen, sowie für Beförderungen
dürfen lediglich die persönliche, moralische und

sachliche Eignung, Vorbildung und Erfahrung
maßgebend sein. Bei der Anlegung des Ver¬

mögens ist darauf zu achten, daß die Vor¬

schriften der RVO. streng innegehalten werden

und daß eine Abweichung von den Vorschriften

bei festen Anlagen nur nach Genehmigung ge¬

mäß § 26 Abs. 3 der RVO. erfolgt. Soweit die

Organe bei der Anlegung der Betriebsmittel

freier gestellt sind, darf der Begriff Betriebs¬

mittel (etwa bis zur Höhe einer durchschnitt¬

lichen Monntsausgabe) nicht über Gebühr aus

gedehnt werden. Jede einseitige Bevorzugung
von Geldinstituten zum Schaden der allfl
mei.\en Sparkassen und Banken hat zu unter¬

bleiben. Das gleiche gilt für Lieferungen
und Geschäftsbeziehungen jeder
Art. Größere Aufträge sollen nicht auf Grund

persönlicher Beziehungen, sondern tunlichst auf

Grund von Ausschreibungen vergeben werden.

Besondere Vorsicht ist in den Fällen am Platze,
in denen enge Beziehungen zwischen Vertrags¬

gegnern der Kasse und solchen Personen be¬

stehen, die selbst oder durch nahe Angehörige
Einfluß auf die Willensbildung des Versicl

lungsträgers haben (Organmitglieder, leiten«u

Angestellte). Gegen Vorgänge dieser Ar

richtet sich die öffentliche Kritik in besond

starkem Maße In solchen Fällen müssen di.

Mitglieder des Ausschusses Kenntnis von d<

Geschäftsbeziehungen erhalten.

Dem Haushaltsplan ist die ihm

bührende Bedeutung unter allen Umständen

sichern. Die Aufstellung des Haushaltsplar

erfordert Klarheit, Uebersichtlichkeit und V<

ständigkeit. Ausgaben, die im Haushaltspl
nicht vorgesehen sind, dürfen, soweit es si«

nicht um die Erfüllung gesetzlicher Verpfli<
tungen handelt, nur in dringenden Fällen ui

nur mit der Zustimmung der Aufsichtsbehö:

gemacht werden. Die nachträgliche Genehi

gung des Ausscnusses ist grundsätzlich in all*

Fällen einzuholen. Für die Innehaltung
Haushaltsplans sind Vorstand und leitende A

gestellte persönlich verantwortlich. Eine

Haushaltsgebarung im einzelnen regelnde V

Ordnung werde ich demnächst erlassen.

Eine geordnete Geschäftsführung bedarf d<

offenen und vollständigen Rechnung
legung. Entlastungen wegen ungenehmigt«
Ueberschreitung des Haushaltsplans bedürf«

der Zustimmung der Aufsichtsbehörde. D

Vorschriften über Stellenpläne und Besoldunu

Ordnungen sind streng innezuhalten, namentlh

auch im Zusammenhang mit den Vorschrift«

über die Angleichungskürzung und den Voi

behalt für Versorgungsanwürter. Es ist dar

zu achten, daß die Zahl der Angestellten dei

sachlichen Dauerbedürfnis entspricht, und d

die Vorschriften über die dienstordnungsmäßn
Anstellung nicht durch ungerechtfertigte B«

schaftigung von Hilfsarbeitern Umgang«
werden.

II. Zu der Ersten Vei ordnung zur Neuordnui

der KV. vom 17. März 1033 (RGBl. I, S. 13

bemerke ich noch folgendes

Die in Art. 1 § 1 vorgesehene Weisung

befugnis des OVA. erstreckt sich auf al

gemeine Weisung und auf solche im Einzelfall*

Das Aufsichtsrecht desKommissai

(Art. 1 § 1 Abs. 2) umfaßt sowohl die allg*
meinen Befugnisse der Aufsichtsbehörde (§ 301

152



VO.) als auch die der Aufsichtsbehörde als

her übertragenen besonderen Befugnisse.

i Kommissar hat in demselben Umfang An-

uch auf Rechtshilfe, wie die Aufsichts-

hörde, an deren Stelle er tritt. Die besonde-

/uständigkeiten des OVA. und RVA. gegen-

¦ r Kk.en, z. B. §§ 372 bis 375, 388, 27d, 27e,

iben unberührt, ebenso der Beschwerdewt

en Aufsichtsentscheidungen.

weil ein Krankenkassenspitzenverband selbst

e Prüfungsstelle unterhält, ist für die Auf~

ht das OVA. zuständig, in dessen Bezirk der

/enverband seinen Sitz hat.

Sperre für die Stellen der Geschäftsführer

I anderer gehobener Angestellten (Art. 2) be-

fft alle von der Kk. besoldeten Angestellten,
iuch die nicht der Dienstordnung unter-

iienden, in Eigenbetrieben beschäftigten Per¬

lten, sie gilt insoweit auch für die Betriebs-

mkenkassen, vorbehaltlich der Einschränkung
Art. 2 $ 4.

III Für die Ausübung des Aufsichtsrechts gilt
i Inhalt dieses Rundschreibens als Richt¬

linie im Sinne des § 30 Abs. 2 Satz 2 der RVO.

bitte, den Aufsichtsbehörden von vorstehen-

m Rundschreiben Kenntnis zu geben.

Zulassung von Xrzten sur Tätigkeit bei

den Krankenkassen«

Verordnung des Reichsarbeitsministei s vom

April 1033 (RGBl. I 1033, Seite 222 vom

April 1033).
\u» Gnmd des § 3681 Abs. 1 Nr. 2 und Abs 3

i i Reichsversieherungsordnung verordne ich

an Stelle des Reichsausschusses für Aerzte und

inkenkassen:

^•1 I. i\) \))r rätigkeit von kassniarzten nieht-

iher tbstaasaseag und roa Eaaeeaärstea, die sidi

kommunistischen Siaae betätigt habe*, wird l>e-

Veuzulassuagea solcher Aerate sei rütigkeif
dea Kk.en finden nicht mehr statt.

Dii Durchführung dieser Vorschriften rrfolgf aadt

ibe de* \rtikels I!.

V rtikel II. Dir Insftthruegs- und Ueberleituagsb

imun^en über das kasseaaratliehe Dienstverhältnis
iter IijI (Zulassungsordnaag) \oin M). Dezeuih

tGBI 1932 J S. 2. 8), werden wie folgt geändert
I 7 Abs. 4 (betrifft: Eiatragaag in dai (rsfregister)

rhält folgernde Fassung:

Eiatragaag ist nur zulässig, weaa dei Arzt deet-

Reichsaagehöriger und arischer Abstansmaag i

im Besitze der biirgerlieJien Ehrenrechte befindet,
i mindesteas zwei Jahren Irstliche Tätigkeit ausübt

d »ich aicht im kommunistischen Siaae betätigt ka

aichtarieche Abstammung is! kein Hindernis füi

Eiatragaag« wenn die ferste mn Weltkriege auf
• dei 1) ntM-hen Keiehes oder seiner Verbündeten

nommen haben oder weaa ihre Väter «»der Söhne

R'eltkrii refullen lind

i. 3 erhalt folgende I aeeai

n latrege (Antrag auf Eiatragaai ia d.i* \r/\

mikI beizufügen

< •< biir.surkunde lOWie I rkuadea, aas denen h»

lit. -ov^ohl der Antragsteller wie seiae I item

ae Großeltern arisch sind,

Merzten aichtarischer Abstammung, deren Sa¬

line im Weltkriege gefallen siad. die eat«

cheadea Nachweis

Ki rztea aichtariachei Abswnnmun- die ¦

teilgenommen haben Nach* über ihl
<it an der Front odei ia tinein Seuchenlazarett

M>probationsurkund

Bescheinigung Ibei die bisherig* praktisch* kh-

aad die soastige ärztliche latigkeit

1 II (betrifft: Streichung aas dein Arztregister)
Abs. 2 erhält folgende Nr. 5:

ae Zulassung gemäfl *l 17a und 27b beeade i

»st

4. 1 15 Satz 1 erhalt folgeade I assui.

hur die f ntscheidung in Zulassungsangel, »genheiten ist
unbesdiadet der Vorschriften der §§ 27a bis das

Sdiiedsamt beim ()\ A. zuständig, bei dem Jas \rrt-

register geführt wird

5. I 22 (betrifft: Nichtzulassung roa Aer/len) erhalt

folgeade neue Absätze 2 und 3:

A2) D. gleiche gilt für Aerzte nuhtarischei Ab¬

stammung, e i denn, dafl sie im Weltkriege aa dei
Front für das Deutsehe Reich oder für seine \

bündeten gekämpft haben oder di\ der Front oder in

einem Seuchenlazarett als \ rzte tätig gewesen sind

«»<!er dal ihre Väter oder Söhne im Weltkriege ge¬

fallen sind

(<) Von der Zulassung sind solche \erzte aaageecUo*
sen. die skh im kommunistischen Siaae betätigt haben.*'

Die bisherigen tbsätte J bis 4 werden tbsätze 4

bis 6.

6. Hinter * 27 nn erden folgende Paragraphen rinfl
schaltet:

I 27a. (l) Die kasseaintlichea Vereiaigaagea haben

die Zulassung solcher Aerate mit Wirkung vom 1. Juli
im ab für beendet za erklären, die aach * 82 Abs. 2

und 3 nidit zugelassen werden dürften. Dies gilt nieht

fiir Aerzte. die bereits seil dem t. August 1914 nieder

gelassen sind, es sti denn, dali sir sich in komm»,

nistisehem Sinne betitigt haben.

(2) Die kasaeaärztllchea Vereinigungen haben ihre hm

heidung dein Arzte und dem \orstande des Ver¬

bandes der \erzte Deutschlands unter Vngabe der

(.runde mitzuteilen.

$ 27b. (iegen die Kntscheidung der kassena r/t liehen

reiaigaag steht dem Arzte» biaaea zwei Wochen n

Eingang der Mitteilung die Beschwerde an den llcidis

arbeitsminister zu. l)ir Beschwerde hat keine auf

schiebende Wirkung; sie ist bei dem \orstniide de«

Verbandes der Aerzte Deutschlands eiaznreichea. 1

Vorstand hat den Sachverhalt zu prüfen, nötigenfalls
lür Ergänzung der Unterlagen zu sorgen, die Be«

SChWerde unter Betfflgaag e'in«*r gutachtlichen Aeu/Je-

rung alsbald *m den Reichsarbeitsminister zur end

gültigen Entscheidung weiterzugeben und die kas*

ärztliche Vereinigung über die Einlegaag dei He

sehwerde zu unterrichten.

I 27c. Nt zu befürchten, dafl die Beendigung eler 2

lassung nach M 27a und 27b die irstliche Versorgung
der Versicherten ernstlieh gefährdet« so können dir

kaaaeaarztliehe Vereinigung oder bei Entscheidung aul

Beschwerde dk Reichsarbeitsminister den Zeitpunk'
für die Beendigung hiaausschiebea, bis die ärztlichf

Versorgung aasreichead geregelt ist.

$ 27d. (!) Ist dt-r kassenärztlichen Vereinigung nidit

innerhalb roa rier Wochea nach Mitteilung ihrer Fnt

scheidnag aa drn Arzt vom Vorstaade des Verbandes

der Aerzte Deutschlands Nachricht über die Einlegaag
«ler Beschwerde zagegangen, so teilt iie ihre Fatschei

düng dem Reichsarztregister mit.

.2) Der Reichaarbeitsasiaister teilt seiae Entscheidung
dem Arzte und dein Reichs* r/tregister mit

(3) Das Rekhsarntregistei benachrichtigt das zustand

Oborvcrsicherniu'sam.f und von den Entscheidungen des

Reichsarbeitsministers aach die kasaeaärztliehe Vei

eiaigaag.

$ 27e. Dei \izt darf die Fortsetzuni leinei latigkeit
nicht deswegen verweigern, weil die Beendigung seil

Zalaaaaa 'mal ^ 27a und 271» ZU erwarten ivt

Artikel III. Dii Verordaaag Iritt aitt dem «ut du

Verkünduog folgenden fage in Kraft

Berechnung der Beiträge zur Kronken¬

versicherung der Arbeitslosen.

Bescheid des Presidenten dei RfAuA. vo

30 Mar/ I4S&

Im Erlcib des RAM. über die Berechnung dei

Beitrüge zur KV. der Arbeitslosen vom 20t Juni

1932 ist den Kk.en ttet worden, Rückjrrift
auf das Beitraffsnufkommen vom Juni 1^32 zu
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nehmen, falls der im Durchschnitt eines Mo¬

nats zu zahlende Betrag, berechnet auf einen

Arbeitslosen, um mehr als 5 v. H. hinter dem

bisherigen Durchschnittskopfsatz zurückbleibt.

Es ist nun die Frage aufgeworfen worden, v\

der Mindestbetrag von ^5 v. H., welcher der

Kk. damit garantiert bleiben soll, in den Fällen

zu bestimmen sei, in denen der Beitragsfufi dei

Kk. nach Inkrafttreten dl I wähnten Erlasses

erhöht worden ist. In einem Bescheid an den

Arbeits- und Wohlfahrtsminister in Dresden hat

der Reichsarbeitsminister die Auffassung ver¬

treten, daß für die Anwendung des Abs. 3 des

Erlasses von der Beitragseinnahme des Monats

Juni 1932 auszugehen sei, und daß spätere Er¬

höhungen des Beitragsprozentsat/es. den eine

Kk. erhebe, keine Erhöhung des Beitrags nach

Abs. 3 dei Brla i vom 20. Juni 1932 bewirk¬

ten. Für die Berechnung' der Mindestgrenze

müßten solche Erhöhungen außer Betracht

bleiben. Indem ich mich diesei Auffassung an¬

schließe, möchte ich gleichzeitig hervorheben,

daß im umgekehrten Fall, in dem eine Kk. nach

Juni 1932 zu einer Senkung des Beitragsfußes

übergegangen ist, die garantierte Mindest¬

grenze der Beiträge nicht etwa nach dem Bei¬

ti atz bestimmt werden kann, der noch im

Jimi 1932 gegolten hat. Vielmehr ist der Ver¬

gleich zwischen altem und neuem Beitrags¬

aufkommen dann in der Weise vorzunehmen,

daß die Berechnung d« Durrhschnittskopf-

satzes für Juni 1932 zwar naeh der alten Er-

rechnungsart, aber unter Zugrundelegung der

später eingeführten niedrigeren Beitragssätze

durchgeführt wird. Diese Schlußfolgerung

macht sich schon deshalb notwendig, weil die

Senkung dei Beiträge auf einem freiwilligen Akt

der Kk. beruht und es nicht in der Absieht de

Erlasses vom 20. Juni 1932 gelegen haben kann,

die Reichsanstalt einseitig auf einem höhet en

Beitragsstand festzuhalten, wenn die Kk. sich

tn der Lage sieht, eine allgemeine Senkung der

Beiträgt i zunehmen

Erhebung von festen Verzugszuschlägen
zu den Beiträgen zur Arbeitslosenver¬

sicherung und der Abgabe zur Arbeits¬

losenhilfe.

1 des Präsidenten dei RfAuA »in

H Februar 1933 - I B. 3123/40.

Untei den obwaltenden Umständen bin ich da¬

mit einverstanden,, elaß an Stelle des in meinen»

Schreiben vom 14. N< über 1931 (i ~Z 1

(3) 2394 \\ — genannten testen Zuschla

künftig folgende feste Verzugszuschlagsätze
für jeden rückständigen Monatsbeitrag und für

jeden rückständigen Monat treten:

in dei AlVers. einheitlich . 0,10 RM

b) bei der Abg /ur Arbeitslosen¬

hilfe bei ngabepflichtigen B«

trage bis 530 RM. (),10 RM.

von 531 bis 700 RM. 0,15 RM

Dil festen Verzugszuschlag -ind auch

für »gefangenen Monat zu erheben.

Verlängerung der Arbeitslosenversich

rungspflicht der Hausgewerbtreibend
und Heimarbeiter,

Auf Grund der §§ 75c und 116a AVAVQ v

ordnete der Verwaltungsrat der RfAuA. i

Zustimmung des Reichsarbeitsministers

23. März 1933 folgendes:

1 In Artikel 1 der Verordnung über die AIV«

von Hausgewerbtreibenden und Heimarbeite,

vom 19. März 1932 (Reichsarbeitsbl. S. I 49)
der Fassung der Verordnung zur Abändern

der Verordnung über die AlVers. von Hai

gewerbtreibenden und Heimarbeitern v<

27, September 1932 (Reichsarbeitsbl. S. 1 1

werden die Worte „bis zum 31. März 19

durch die Worte ,rbis zum 30. September 195

ersetzt.

II. Diese Verordnung tritt am 31 März 1933

Kraft.

von

ArbeitslosenVersicherungsbeiträgen.

§ 165a AVAVG. sieht eine Rückerstattung

von Beiträgen nur für den Fall vor, daß

die Beiträge „irrtümlich entrichtet" sind. D«

Begriff „irrtümlich entrichtet" ist im Gesetz

nicht näher erläutert. Der III. Beschlu

nat des RVA. hat in seiner grundsätzlicl
I

. vom 30. September 1931 — III Ar. 30/31 B. -

(RABl. 1931 S. IV 455 Nr. 4213) dazu gesagt:

Vu Unrecht meint das VA., dafi alle Beiträge /

AlVers. ittet werden müßten, die ohne rechtlich«

Grund entrichtet worden seien. I nruiuig ist auch iei

Auffassung, dali die Vorschriften über die ungen

fertigte Bereicherung nach §5 812 ff. BGB. anzuwen

en. Wenn nach 9 Ittu AVAVG. nur die i r r t ü in

I ich entrichteten Beiträge zurückgefordert wer 1«

können, so genügt für die .Erstattung nicht, dal! die I

trän / u U ¦ r I t h t entrichtet sinel. Hätte das Gesetz

alle /u Unrecht gezahlten Beiträge erstattet v*

Men. io hatte § 165a AVAVG. — wie § 224 Nr. 2 R\<

fur dn \ rstattung zu Unrecht gewahrter Leistungen —

niciit die Rückforderung der irrtümlich entrichte

ten. londeru diejenige der zu Unrecht gezahlt«
vorschreiben müssen. is der Entstehm

geschichte des § 165a WAVG. ergibt sidi, datf nicht

zu Unrecht entrichteten Beitra- »ndern nur die

tümlich entrichteten erstattet werden sollten. Die Rü

forderung sollte gnu ausgeschlossen sein, wenn di

Zahlend« «ill hat. dali er nidit verpflichtet ode

nicht berechtigt war. die Beiträge zu zahlen. Hiern

hat Anspruch auf Rückerstattung ven Beiträgen ch

AlVers. nur derjenige, welcher die Beiträge I f f t fl in

I i i ratrichtet hat OI> Inbei um lrrtfln.il

entrichtete Pflicht« oder freiwillige Beiträge zur AlVer«

gebändelt hnt. ist nach § Itöa AVAVG. unerheblich. d<

m VorschHfl macht, im Gegensatz zu 5 191 AVG. i

I U4n RVO .
fur die Rückforderung keinen Unterschi«

twisc_hen Pflicht- und freiwilligen Beiträgen« Nach J !<

ffenflgt daher auch die- irrtümliche Annahme »les Zahl

den. dui er zur Entrichtung der A1 \ er> -Beiträge 1*

gewesen ist. irrtümliche Annahme dl

ler Pflicht zur Beitr itrichtmag muH dab*

schon dann angenommen werden, wenn eler Zahlen

der Meinung . ien eine \erpflieht
r ein Recht zur Beit zur AlVers.

.nden

An Hand dieser Richtlinien ist im Einzelfall

prüfen« ob eine irrtümliche Entrichtung- de

¦iträge im Sinne des $ 165a AVAVG. statt

gefunden hat. Die Prüfung- gestaltet sich in dt

Piaxis oftmals schwierig uiul führt bisweilen

je nach Lage der tatsachlichen Verhältnisse

zu unbefriedigenden Ergebnissen. Daher konv

B die Strei \\en wegen Rückerstattung

»n AlVers.-Beiträgen einen erheblichen Tei

der von den VAe. und OVAe. zu entscheiden-

der Beschlu&sachen der AlVers. ausmachen. E^
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i Aufgabe dieser Behörden sein, die Materie

zu sichten und der E. des RVA., die ge-

>* rnicißen nur den Rahmen zieht, erst noch

praktischen Inhalt zu geben.

der Beschlußkammer des OVA. Magde-
wurden in letzter Zeit drei besonders in-

iktive Fälle entschieden.

ill. Ein Angestellter war wegen Ueber-

ntung der Gehaltsgrenze aus der AngV.
in.it gemäß § 69 Ziff. 2 AVAVG. auch

ier AlVers. ausgeschieden, hatte es aber

sen, bei der Einzugsstelle die Abmel-

rechtzeitig zu bewirken. Er hat infolge-
>sen die Beiträge zur AlVers. 16 Monate

-er als nötig entrichtet. Sein Antrag auf

kt i stattung der zuviel gezahlten Beiträge
iei der Ablehnung mit folgender Begrün¬

de, vom 11. November 1932 B. A. 18 32):

Ih Rückforderung ren AlVert.-Beitrflgen «st nach

grundsätzlichen h. 4213 de» RNA ti Voraus¬

hat* drr Zahlende irrtümlich die Ver-

ga pflicht oder die Versidierungs be rech-

g angenommen hat. Von einer solchen irrtüm-

^Bnehme kann aber hier hinsichtlieh der Ver-

ingsberechtigung nidit die Rede sein. Zwar war

( iftführer B. infolge der Erhöhung seines Ein-

ief 750 RM. gemäfi 5 69 Abs. 1 Ziff. 2 AVAVG
ii rhmdung mit § t AVG. nicht mehr erbeitsloae&ver-

p fl i e h t i g j es '>er für ihn nach

\\\\(». die MögHchkeit, gleichwohl in der AlVere«

rerbleiben, und zwar un Wege der freiwilligen
r\e r^icherun < Versicherung! berechtigung).

p roa der freiwilligen Versicherung Gebrauch machen

muH es nach I 86 Abs. 2 W.WG. eler anständigen
binnen drei Wochen nach dem Ausscheiden aus der

- rungspflichtigen Besdiiftignng anzeigen. «eh

»rechuns dea RNA. zu 1313 Abs.2 Satz 1 RVO
i 1 \\ v\(.. ist dieser Best mumm _; nachgebildet)

lie Beitragszahlung der Anzeige gleich i\z\ \nm. 7

I 113 RVO, in Hahn-Ki^.ne. Hnndbuch eler KV.. \

Die Weiterzahlung der Beiträge zur AlVers.
B. naeh den Ausscheiden nns elem versicfierungs-

e h t i g e ii BeschaftiirungsN erhältnis hatte somit

i weiteres seine freiwillige Weiterversicherung bei

UVers. zur Folge, die für ihn in der strittigen
i> Versicherungsrisiko getraren bat. Versidierun

h tigung des B. genta ii $ H Abs. 1 AVAVG
i ror, B, hat sieh also bei (ler Zahlung eler

nicht ii der irrtümlichen Annahme seiner Ver-

«redltigung befunden. Knie Ruck« 'tung
kann oSosail nidit in Frage kommen

PalL Ein Ingenieur war während seiner

! tigung* erkrankt, erhielt aber während

Erkrankung das Gehalt vom Arbeitgeber
Kit Im fünften Monat der Erkran-

stellte er bei der RfA. Antrag auf Ge-

rung des Ruhegelde Diesem Antrag ent-

ii die RfA. mit rückwirkender Kraft vom

n eler Erkrankung. Gleichzeitig erstattete

dem Versicherten auf seinen Antrag* die in

Zeit vom Beginn der Erkrankung bis zur

heidung der RIA. gezahlten Beiträge zur

V. Dem Antrag des Arbeitsgebers auf Rück-

ittung der für die gleiche Zeit gezahlten
ige /ur AlVers. gab das OVA. ia der E.

' (>ktober 1932 — B. A. 9 32 mit folgen-
Begrttndung statt:

festzustellen, dalf sowohl dns N \ als audi

m U m von falschen Voi re-

i sind. e unl eilt hab Inl der Inj ur

• r itril Zeit ..ar infali im Sinne eler

B ist, wührend er doch tuaflea
it bereift »»berufsunfibig*4 im Sinne des A\<

'ellir il!) roa Wichtigkeit.
bi die Beantwortui r Frage abh b H

- n /< vh drr AngV.-Pflicht unter«

ist, im e nsatz zu der vorn N \ \

Kutte verneinen; denn nach $ t
(

herungsfrei, wer »Jterufsunfähi »nd

r strittigen 1 keine 1 in

der Ang\ lag auch keine V ersicherungspflicht in der
INers. ror; elenn die letztere ist nach der hier in Be¬

tradit kommenden Best immun; I Nr. 2 AVAVG

abhängig von der ersteren.

Xus dienen Erwägungen sind die Beiträge zur AlVeri.

in der strittigen Zeit zweifellos KU Unrecht gezahlt
worden. Sie sind darüber hinaus in Anwendung der

gnindsatz.lidien E. 4213 des RVA. auch i r r i u ml i c b

Strichlet, so dal? gemäfi § 165a AVAVG. ein Kilekforde-

rungsredll besteht. Denn der Arbeitgeber konnte z. /

der Beitragsentrichtung nach Lage der Dinge keinesfalls
wissen, ob eler Kläger mit seinem erst im fünften Monat

seiner Erkrankung eingereichten Antrag auf (»ewahrung
des Ruhegeldes Frfolg haben wurde. \\. seihst hat erst

tafeng November 193t den Entschlaf gefallt, aus seinem

Beschältifunnrerhatftnis dauernd auszuscheiden. Von

dieser Absicht konnte daher, worauf II. auch in seiner

Zeugennussnge hingewiesen hat. seiner Arbeitgeberfirma
unmöglich rorher etwas bekannt sein. Der Arbeitgeber
inulfte daher mit Hecht der Meinung sein, daß Versiche¬

rungspflicht weiterhin rorgelegen und eine Verpflichtung
zur Krriehtung der Beiträge in der strittigen Zeit be¬

standen habe, ein Um stand, der nach der angeführten
I des \\\ V genügt, um die i r r I ü m I i c h e Ent

richtung der Beiträge als erwiesen anzusehen."

III. Fall. Ein Werkmeister, der zum I. Juli

1931 Mitglied einer Ersatzkasse geworden war,

hatte es unterlassen, der bis dahin zuständigen
AOKK. von der Aenderung Mitteilung zu

machen. Infolgedessen erhoben beide Kassen

in der Folgezeit die Beiträge zur AlVers., ohne

daß von dem Versicherten oder von seinem Ar¬

beitgeber Widerspruch erhoben worden wäre.

Auf diese Weise wurden die AlVers.-Beiträge
in der Zeit vom 1. Juli 1931 bis 31. Januar

1932 doppelt gezahlt. Der Antrags des Ver¬

sicherten und seines Arbeitgebers auf Rück¬

erstattung der doppelt gezahlten Beiträge wurde

vom OVA. in der E. vom 23. September 1932

— BA. Nr. 10 32 — abgelehnt. Die Begründung
dieser Entscheidung ist in der Volkstümlichen

Zeitschrift für die gesamte Sozialversicherung
1933, Seite 126, abgedruckt.

Regierungsobersekretär W. Heun, Magdeburg

Vertrauensleute der Arbeitnehmer aus

den Knappschaften ausgeschieden.

Durch das Gesetz über Betriebsvertretungei,
und wirtschaftliche Vereinigungen vom 4. April
1933 - Artikel III § 1 - sind die g§ 184, 157

Satz 2 und 3, 180 Abs. 3 des Reichsknapp¬
schaftsgesetzes beseitigt Nach § 157 Satz 2

und 3 RKnG. war früher in die Leitung der

Reichsknappschaft (in die Leitungen der B<

zirksknnppschaften nach § 180 Abs. 3 RKnG.)

möglichst als leitender Angestellter je ein Ver-

trauensmann det versicherten Arbeiter und

Angestellten zu übernehmen. Diese Vertrauens

leute wurden von der Reichsknappschaft (ode
bei den Bezirksknappschaften durch den Vor¬

stand) auf Grunel einer Vorschlagsliste wirt-

< haftlicher Vereinigungen von Arbeitnehmern

gewählt.

Nationalsozialismus und

Volksgesundheit.

Die Zeitschritt „Werbung in der Medizin'4 (Mo¬
natsschrift für elit- u ehaftliche Propaganda
elt unten Heilmittclwesens) veröffentlicht in

ihrem Maiheft je einen Aut ruf an die Heilmittel¬

industrie Deutschlands und an die chemisch-

pharmazeutisc! Industrie- Deutschland die

von der Abteilung Volt sundheit in der

Obersten politischen Leitung der NSDAP
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herausgebracht worden sind. Von dieser Ab¬

teilung, die in München im Hotel Reichsadler

ihren Sitz hat, ist eine Arbeitsgemeinschaft der

Heilmittelindustrie gegründet worden, der die

Unternehmer arischer Abstammung sowie die

Verbände der Heilmittelindustrie, soweit sie von

ler Leitung der NSDAP, als soziale Verbünde

unerkannt sind, beitreten können. Die Arbeits¬

gemeinschaft ist damit beschäftigt, ein Arznei-

mittelgeset/ <nifzubauen und das Verordnung^-
we>>en der Krankenkassen neu zu regeln. Sie

bittet alle Sachverständigen, Anregungen über

eliese (i* setzgebung der Arbeitsgemeinschaft zu

unterbreiten.

Der Aufruf an die chemisch-pharmazeutische
Industrie wendet sich gegen den Boykott deut¬

scher chemisch-pharmazeutischer Präparate Im

Auslände und fordert die Industrie aut, i\u<

Auslande mit aller Kraft für die Z'ele un I

strebungen des neuen Deutschlands einzutn

Auflösung des Reichsbundes

der Kriegsbeschädigten.
Der Reichsbund der Kriegsbeschädigten löst

nach dem Beschluß einer Reichskonferenz ,

31. Mai 1933 auf. Mit der Liquidation wurde

Bundesvorstand beauftragt.

Geschäftsberichte für das Jahr 1932

gingen ein von der AOKk. für die St

Spremberg N.-L. und der AOKk. für

Amtsgerichtsbezirk Altenburg i. Thür.,
AOKk. für den Stadtkreis Potsdam sowie

AOKk. für den Stadtkreis Stendal.

ANGESTELLTE UND BEAMTE

Kürzung ruhegeldähnlicher Bezüge.

Bestimmung des Reichsministers der Finanzen

vom 31. März 1^33. Reichsbesoldungsblatt 17.

Auf Grund des § 12 des Abschnitts I desKapitelsV
des Dritten Teiles eler Dritten Verordnung des

Reichspräsidenten zur Sicherung von Wirt¬

schaft und Finanzen unel zur Bekämpfung
politischer Ausschreitungen vom 6. Oktober

1931 in de Fassung des Artikels 3 des

Kapitels I der Verordnung des Reichspräsiden¬
ten über Maßnahmen auf dem Gebiete der

Finanzen, der Wirtschaft und der Rechtspflege
vom 18. März 1933 Reichsgesetzol. J,
S KW 112 — wird die Ausführungsbestimmung
Nr. 29 im Reichsbe soldungsblatt 1931 Nr. 1979,
S. 139, 141, mit Wirkung vom 1. Mai 1933 ab

geändert wie folgt:

Ml H (I) \u Stelle- drr in * 11 Abs. 2 he/« nhiieten

Dieustbezttge den letzten Jahres \«>r einn tessdteideu"
«•inei zugrunde n legei
aJ Wenn sieh das Wartegeld, Ruhegeld odei ähnlich

Bezüge all I eistungen aus einen Ins in elas I« t/t»

Dienstjahr hinein unter Mitwirkung dei Arbeitgeber!
an d«*r Beitragsaafbriugeng unterhaltenen Versicbe-

ingsverbältois «? *» versicbcrung^ähnlicbein Verhält¬

nis (/ B. bei d»r / »orgungsanstalt eles Reichs

und der Lieder) darstelle*, <Iic DiemtbezUge, die hei

r Bemessung der \ ersieherungsIeiKtung oder ver-

nicberungsäbnliehen Leistnng auyrunde gelegt werdet

h) Im i laufenden Bezuges, die rom Arbeitgeber un ehe-

malige-, iticiit un Beemtenverhält nii beachäiligl Arbeit-

aehmer exler as ihn* Hinterbliebenen gezahlt irerden.
«lie Dienstbezflge« ein der Arbeitgeber de? Bemessung

Leistungen zugrunde legt,

in alh-ii Übrigen Kälten ein- Best1 ler I mp-

%vi au Schlüsse eh-s rora nen Rechnungs¬
jahres b« ü hätte, wenn ei ei . dienen Zeitpunkt
mit eleu Dienstzeiten, die er bei seinen Ausscheiden
erreicht hatte-, nt ichteden n

» An Stelle des in * II Khn. 2 gennnnten Satzes ron

\ II ist

ran dt-in in I 6üa Aba, i Sets t des Reichsbeamten
nten Zeitpunkt ab.

Im Witwen« und Waisenbeattgeu nilgemein
* i i \ H zugrunde rn legen

Verwaltungsschule
deutscher Krankenkassen.

I) Verwaltung sse imle deutsch' Krankei

kassen wur- durch den Beauftragten de

Reichsjirbeitsministers beim HdK aufgelöst.
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Dienstordnung und Tarifvertrag.

Entscheidung cles Landesarbeitsgerichts Gleiwnz

vom 29. Dezember 1932 9. S. 328/32 A. C

811 32 —:

A u i cl n ¦ G r ii ii el c n l.he ttber die- Höhe dea

spruchs nnd ttber die Berufung endgültig entschieden

de ii kann, mufi die Vorfrage entschieden werden, ob

Klager Anspruch auf Tarifgehalt hat und eventuell i

welcher (--nippe eles Tarifs er zu bezahlen war. Der

klagten ist darin beizutreten, daü die I )iensioninuug <1

Vorschrift öffentlich-rechtlicher Art ist. wenn s..

(.rund der gesetzlichen Vorsdirift der HNO. erlassen

I nie solche DO- gebt elem Tarifvertrag rot (Tgl. St

r Kartei. Karte Dienstordnung' . \om 29. Au.

1932). Die- Parteien streiten darüber, ob der Kläger u

die IM), fallt. Das Berufungsgericht hat diese Frag.
I «Inn insiinimung mit dein Yorderriehter verneinI

DO. guli nach ihrem * 1 for die im § SSI Abs. 1 H V<<

hfuien Al Illen. Fiir die in & BSI A b s. 2 H V ''•

zeichneten Angestellten gilt sie also nicht, soweit

nieht Selbst nosd rueklieh das Gegenteil bntiUSUftt. I»

(hiebt in & 2 drr DO.; dort ist gesagt, dafi die .

Probe oder zur Vorbereitung beschäftigten Angestel
10 mein die /u \ oro hfl rollender Dienstleistung

schäftigten) der DO. naeh zwei Jahren unterstellt frei

soweit gewisse Voraussetzungen erfüllt sind /u die

\rt von Angestellten gebort eler Klager nicht

I im der I 34 der DO. beschäftigt sich mit den aui

planmäftjg Angestellten und Hilfsarbeitern, in denen

Klager geh • können nach Ahanti 4 überhaupt
der D<). unterstellt werden nnter ganz bestimmten Von

Setzungen, Ab der Kläger unstreitig nicht erfüllt hat.

untersteht also n icht der DO., deshalb kann min N

trag hältnis durch Tarifvertrag geregelt werden. I

der Tarifvertrag dem Kläger angeblich bes Arbe

I ed mg ungen- vertcbufft, wie dm unter die DO fnllei

Angestellten, im vielleicht unbillig, al*r fnr das Gel

unbeachtlich. Sache drr irbeitgcberorgnniantioa wäre

diese Unbilligkeiten durch Neuvereinbarungeii zu I

seitigen. Hilfsarbeiter sollen offeni>ar auch nicht o

weiteres die Vorteile der DO. genieflen« die tnsiellun
l»i horde Soll nicht gezwungen sein, eleu schriftlichen \

tr.ig mit ihnen nhztischlicNeii. uml dies wird so

nicht tun. wenn der Angestellte eleu fachlichen Be
nicht erbracht hat. Es w ibei um-

ncllidt, uenn mau \n nif der einen Seite

auedrticfcliehen Worten ron der DO. ausschlicflt. uuf

«lern Seite durch die kurze Bestimmung in $ M AI

«ler DO. eloch iii «bin einen Punkte treffen uro

li man ihnen muh ! | ilnen das Gehalt ichartig

Mhäftigter Angestellter" gil dto nach 2 Jahren e

«milchen Vorteils ihi I «rifs beraubt. Dn* -

näRe Auslegung dei mehi kl iflten DO tri

sprich! dies * tu*legu
In welche Gruppe der klägei einzureihen ist. darul

liegt eine düng cl zirkstarifausschusses rot

als Schiedsspruch aufgehoben ler aber d

ncht wen »s die Bedeutung eine- dutachtens v

len gegeben hat. ohne es fiir nötig zu bal

i Gutachter 7\\ hören



RECHTSPRECHUNG

e itragikürzung nach § 189 RVO.

(irenze, von der ab eine Beitragskürzung-
§ 189 RVO- einzusetzen hat, darf nicht

irlich und nicht so bemessen werden, dafi

vom Gesetzgeber gewollte Erfolg in Frage
teilt oder vereitelt wird.

. s RVA. vom 30. November 1932 II K.

BS.

i\ r n (» r u i el e n Streitig ist dir I rage, ob die

ii des * l** Abs. I Sati 2 Halbiati 1 HVO. audi

lche Versicherte gih. d i Y rkrankungsfalle die

abrang der Vergütung nach § falb Abs. t BGB.

mspruchen haben. Das isi zu bejahen. Mach § 1H9

-at/ 1 H\(). ruht der Ansprach auf kranken- und

isgeld, wenn nnd soweit eler Versicherte während der

»t Ar ''It erhält. Für solche- Versicherte

nadi * IW *bs. Satz 1 Halbsaii ! d itzung die

entsprechend /u kürzen. Danach sind, wie- in

RVA. vom 13. Apri] 1982 (EuM. Bd. 12 S. U

aufgeführt ist, elie Beitruge nicht nur für \er-

tngestellte, sondern auch für sonstige Ver-

/u kurzem, falls sie für die* Zeit der Arbeits-

igkeil eine n Anspruch auf Weitergewährang roa

haben. Die Angeestellten (I 59 HGB.

i GewO, 1 1 Abs. \. 2 WO.) nehmen lediglieh

?fe rn eine Sonderstellung ein. als ihr Anspruch auf

für den Krankheitsfall nicht durch Vertrag

;esdil i werden kann. Allerdings ist die» Be»-

des Betrages eler Beitragskttrzung, deren Aus

roa der Höhe der bei elen Kassenleist ungen e-in-

n Ersp.irnis abhängt. v\egen der Art der in

16 \bv t BGB. getroffenen Regelung der Voraus

reu fur den Anspruch auf Weitergewahrung der

tung im Erkrankungsfalie, für die roi dieser

•«rift erfüllten Versicherten mit gewissen Schwierig¬
en verbunden. Dieter I instand rechtfori

les klaren Wortlauts des § IM Abs. t HVO. aber

Annahme, dafl für solche Versicherte dir im
» \l>s i Sati 2 Halbsat/ l vorgeschriebene Bei-

tküranng keine Anwendung finde. \\ ie in der E.
W K982 S. IT 22 — EuM. Bd. Sl 8. IM Nr. 113)

reführt wird. ist. da die Verhallnisse bei den ein/el

Kk.en durchaus rerschieden liegen können« eine

hiedliehe Bemessung eler Kiir/ungen möglich.
verständlich darf aber die Grenze, ron der ab dir

«'t/en hat. nicht willkürlich und nicht SO

*i werden, dafl rler rom Gesetzgeber gewollte
lie Entlastung der Wirtschaft, in Frage gestellt

vereitelt wird (vgl. hier/u aueh Kb n den ..Mil¬

ien für Betriebskrankenkussen" 1982 S. SM ff..

nilieh s MS). Jedenfalls ist eine Satzungsbestim-
wonnch die Beiträs gemäfl § t Abs. t

2 RVO. nur fiir solche Versicherte gekürzt werden.

ra Krankheitsfälle für mindestens u rage trbeiis-
;elt fortbeziehen, nicht unzulässig.

n.crkung der Schriftleitung:
e Entscheidung eies RVA. ist praktisch

Arer clmrhführbar. Wenn schon eine

Miosvorschrift, wie die vorliegende, als inv

issig bezeichnet wird, um wieviel muß dann

I enb itraer ermäfiiert irerden» trenn eine

traffsherabsetzung hei einem Mittägigen
:hiie*ic it sogai dreitägigen Arbeitsentgelt
lammen werelen soll? Die» Kk.en keinnen

h nicht mit Hundertsätzen arbeiten, die nur

mit der Lupe festzustellen sind. Hat das

V einmal errechnet, um wieviel sich ein

itz vermindert, wenn die Kk.en das

ke-ngeld für eine Woche» und weniger er-

n? Wenn es sich dieser Mühe unterzogen
wäre es jedenfalls nicht zu elieser Ent-

elung gekommen.

^eiterversicherungsmeldung bei Verzug
l dem Kassenbereich.

terversicherungsberechtigter kann inner-

der Frist des $ 313 Ahs. 2 RVO. die An-

eige eler Weiterversicherung auch dann noch

bei der bisherigen Kk. wirksam erstatten, wenn

er seinen Wohnort aus ihrem Bereich verlegt
hat.

E. des RVA. vom 16. Dezember 1932 — 11 q K

391 31.

Aus el nn (.runden: * Sftlb HVO. stellt die frei¬

willige YVeiter\ersidierung hinsichtlicii der Rasscn/u

indigkeit auf neue Grundlagen und bindet gleichwohl
die bisherige Kk. für bestimmte Zeit an die I eiMungs-

pflicht für Krankengeld. Das gleiche gilt nach eler

Vierten Notv. rom 8. Dezember 1931 (RGBl. 1 S. W9j.

Fttnfter Teil, Kap. I. Abtihn. 2 8 6 für die Wochen*

hilfe und die Familienwochenhilf1 Die Neuregelung
bringt gewisse Schwierigkeiten mit sidi. die sidi im

Einzelfall ergebet können. Ob im Rechtssinne ein neue»

Wohnort außerhalb des Bereiches der bisherigen kk

begründet oder »»I» der alte Wohnort beibehalten ist.

wird nidit immer ohne weiteres klar sein; diesen Schwie

rigkeiten wird Rechnung /u tragen sein, wenn die

Rechtssicherheit nicht leiden soll. Unbillige Zumutungen
braudien dabei in die bisher zuständige Kk. aicht ge
stellt zu werden, Yür st die Anzeige der Weiter-

versichernng in den Fällen des § :ii:ib |edenfnlls von

Bedeutung« ela sie für gewisse Zeit »och haftet. Untei

diesen l mständen ist nnch elem Sinn nnd Zweck des
i SlSb Anzunehmen, dal! ein Weiterveraid&erungsberech-
tigtei innerhalb der Frist eles § StS \bs. 2 die Anzeige
der Weiterversicherung such dann bei eler bisherigen Kk

wirksam erstattea kann, wenn er seinen Wohnort nes

ihrem Bereich Verlegt bat. Zur Vermeidung von Unzu-

träglichkeiten wird die bisherige Kk.. det die Weiter¬

versicherung erklärt ist. elie Anzeige alsbald eler Kk. des

neuen Wohnorts, als der zuständigen Kk., weiterzuleiten
heben« Die Frage, ob elie Frist des § SU Abs. 2 audi

dann als gewahrt anzusehen ist. wenn der Weiterver«

cherunnberechtigte in der irrtümlieben Annahme, er

habe seinen Wohnort aus dem Bereich seinei bisherigen
Kk. verlebt, die» Anzeige bei der für den \ ermcintlidien

neuen Wohnort zuständigen Kk. erstattet, kann hier

dahingestellt bleiben.

Der Arbeitgebergewinn eines Zwischen¬

meisters (Hausgewerbtreibenden) ist

kein Arbeitsentgelt im Sinne des § 189

RVOo

(E des RVA. vom 3. Mutz 1933.)
I s t be i t s b <l Die Klägerin besitzt eine Nähstube,

in der sie mit l nterstützung von Hilfskräften Konfek

tionswnren für andere Firmen herstellt. Daraufhin

wurde sie «ils I lausgew er bt reibende Mitglied de»r Kk.

it dem B. Oktober 1930 ist «lie Klägerin arbeithiinf.i h I

krank Die Kk. hat eleu taspruch der Klägerin auf

Krankengeld für die Zeit seit dem 22. Janunr 1981 untei

Berufung nnf S 109 Abs.
_

>,it/ i HVO. mil drr Begrün¬
dung abgelehnt, dafl elie Klägerin wählend ihrer Krank

heit Arbeitsentgelt weiter erhalte. Das \ A. bat die«

Kk. /ur /ihlung des Krankengeldes über den 22, Jn
nuar 1981 hinaus verurteilt. U hat die Bestimmung
di> § 189 Abs. t Setz l RVO. hier nicht (>n unwendbui

gehalten, weil die auf die Zeit eler Krankheit der

Klägerin entfallenden Zahlungen niebt div tagen

le-istungen für \on ihr verrichtete Arbeiten darstellten

sondern für Arbeiten, elie währenel der mit Ar¬

beitsunfähigkeit verbundenen Krankheit der Klägerin in

dem von ihrem Sohne weitergeführten Hausgewerbe-
b**triebe geleistet seien Das 0\ \. hat sieh gutachtlich
dahin geauliert. dafl dns Einkommen des Hausgewerb
trrütrndrn an sieh elem Arbeitsentgelt) im Sinne des

$ 189 Abs. 1 RVO. gleichzustellen, dafl eins,- Vorschrift

hier aber dennoch niebt anzuwenden sei. weil elie» Kl.

rin sich infolge ihrer Krankheit ganz von ihrem Bc

triebe zurückgezogen habe» und seine 1 eitnng auf ihren

Sohn übei ngen v«'i

\ ii s den Gr I ¦ el e s Nach ft 189 Ibs. t Satz i

RVO. in ehr I assung eler Verordnung des Reidispräsidei
ien /ur Behebung finanzieller, wirtschaftlicher unel s*

vom 26. Juli 1988 (RGBl. I S 111) ruht

der ansprach auf Kranken- und Hansgeld, wenn und

it der Versicherte wählend der Krankheit Arbeits

entgelt erhalt. I nter Arbeitsentgelt ia diesem Sinne

im eine Leistung de? Vrbeitgebei i den Versicherten

zu verstehen, welche die Gegenleistung für r\nr Ar-
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beitsleistung des Versicherten im Kabinen des mittel¬

bar seinen Anspruch auf Kranken- oder Hausgeld be-

{rundenden
rersichernnaspflichtigea Beschäftigungsver-

altiiisse* darstellt (vgl. aueh die I des RVA. \

4.1 nb.r Ml, hiM BcLS1 ^. um. Im einzelne
sind entsprechend der den Begriff „Entnelt" lest!

eleu Vorschrift des I 160 BW), als Arl ntgelt im

Sinne des I 181 Abs i RVO. insbesondere der Lohn,
das Gebalt und ähnliche Bezüge anzusehen, die der \e r

sicherte wahrend der Krankheit weiter erhalt. Hiermit

ht in l eberen.Stimmung die amtlidie Begründung
des Regierungsentwurfes eines Gesetzes über Aende¬

rungen in der K\.. drr den im zweiten Titel des vier¬

ten Abschnittes der Notverordnung vom 26. Juli 1930

enthaltenen Vorschriften über KV zugrunde liegt. Hier

ist zu Nf tt bei Darlegung dei Gründe fur eiie ror«

Seschlazene
hinfugung dei I |sc> Abs. 1 in die RVO. nur

ie Hede \>>l der \\ eitcr/ahlung von ..Lohn und Oehalt"

an dea arbeitsunfähig erkrankten Versicherten. Lohn

und Gehalt aber werden nur an solche Personen gezahlt«
die in persönlichet und wirtschaftlicher Abhängigkeit für

einen Arbeitgeber Arbeit leisten Nur diese Personen

werden somit ron der B iihenss e.rsehrift des I IW Abs.l

RVO. erfalb.

Im Gegensatz sn diesen unselbständigen Arbeitnehmern
steht ehe selbständigen Gewerbetreibenden. Zu

diesen gehören nnch I 162 RVO. auch die Hansgewerb-
treibenden. Sie leisten Arbeit im Auftrage- und für

BoAnang anderer Gewerbetreibender und sind insofern

?on diesen wirtschaftlich abbäi In persönlicher Be

ziehung jedoch sind sie im Gegensatz zu den Arbeit¬

nehmern Unabhängig. Sie haben niciit wie diese einen

Arbeitgeber, \<»n dessen Weisungen sie abhangig sind,
und sn« beziehen nnch keinen Arbeitsentgelt. Dem ent¬

spricht audi die lassung eles $ leV> HNO. Insofern, als

dort bei der Begrenzu r N l'fl. im Abs. 1 Nr. 6 für I Ia us-

fe
werbtreibende ein .»Einkommen*4 von bestimmter

b»he, fiir die im Abs t \r. l bis .">a unel Nr. 7 Bezeich¬

neten dagegen eler „Jabresarbeitsverdieast an Entfeit"
für maßgebend erklärt wird. Anderseits ist im § 163

Abs. 2 Satz 2 RVO., eler sieb auch auf lluusirew erb-

treibende bezieht, ehe N ersidicrungsgrc ii/e niciit bloß

nach dem Jahresarbeitsverdienst, sondern audi nach

dem Einkommen gesogen« Das Wort „Einkommen*4 i^t

hier offensichtlich nur mit Rücksicht auf die Haus¬

gew erbt r« ibe- ruh n eingefügt. So darf aus I 165 Ziffer 6

RNO. in VerbindUM mit Absatz 2 daselbst der Schluß

gesogen werden, dai ehe Hausgewerbtreibenden im

öiniie- der HNO. nicht ein ,.1 ntgelt" oder ein ..Arbeits¬

entgelt" rbalten, sondern elaß sie em „Einkommen**
beziehen (so auch Hahn-Kuhne, I 165 RVO. Bem. 20).

Bezieht hiernach ehr Hausgewerbtreibende keinen ,,Ar¬

beitsentgelt" im Sinne der RVO., so kann auf ihn auch

nidit die- Vorschrift des I 1*9 Abs.l Sats 1 HNO. An¬

wendung finelen. nadi der eler Anspruch auf Kranken-

und liuiisgeld ruht, wenn unel se»weit der Versicherte

während der Krankheit Arbeitsentgelt erhalt. Da die-

Klägerin unstreitig Hausgewerbtreibende und als

solche Mitglied eler Kk. orden ist. SO kann auch

auf sie ehe Ruhensvorschrift des I 1*9 Abs. 1 HNO nieht

angewendet werden Vielmehr ist die- Kk. mit Hcdit

zur Weiterzahlung eles Krankengeldes sn vemrteilen,

Niederschrift über die Sitzungen
der Kassenorgane
Das einzelne Vorstandsmitglied einet Kk. kann

verlangen, daß die Art seiner Abstimmung in

der Sitzungsnicdci schrift festgehalten wird. E.

des RVA. — Beschlußsenat — vom 15. Februar

1933 — II K 59. 32 BS

Aus el e u G rund e n : Dal über die N erhandlungen
in eler VorStandssitZUUg der Kk.en eine Niedersdmf t auf-

fi•nominell wird, entspricht einer allgemeinen I ebung

>as ( Ibst enthalt in dieser Besiehung keine

Vorschrift. Die Niederschrift muH aber als eii Ibst-

rerständliche Voi letzung einer geordneten Geschäfts-

führung angesehen werden (vergl. DKk. 149 ? Die

Form eler Niederschrift ist meist in der Satzung der Kk.

geregelt, zwingend vorgeschrieben ist dies nu Gesetz

niebt (vergl. | .Ul der RVO Hier bestimmt du /ung

der Kasse im * M, dafl die- Beschlüsse \ om Sdiriftfiihrer

unter Angabe des Tag«s der Sitzung und der Namen der

Anwesenden in ein rrotokollboch einzutragen nnd ron

ihm und dem Vorsitzenden zu unterschreiben sinel. Die*

«t/uiig trifft also uber den Inhalt der Niederschrift
keine i »pfende Regelung e bestimmt z. B. nichts

¦ber die Feststellung von Antragen, von Widersprüchen«
des Ganges der Verhandlung. Fs ist daher grundsätzlich
nichts dagegen einzuwenden, dali der Vorstand dir Art

und Weise ner Verhandlung wie auch den Inhalt der

Niederschrift über die Verhandlung, sei et ehmh

von ihm aufgestellte Geschäftsordnung oder von Fall
hall, durch Mehrheitsbeschluß regelt. Diese Bei
kann nber nicht so weit geben, dail hierbei dir b

tigten Belange des einzelnen Vorstandsmitglied,
sich aus seiner Mellung als eines verantwortlichen

fdiexles eines Organs eler Kk. ergeben, außer acht
nssea werden. Nur diejenigen N orstandsmitglieder,
fur einen unzulässigen Beschluß gestimmt haben, h
nach I 23 der HNO. für einen etwaigen Setiaden
halb dic Vorstandsmitglieder ein berechtigtes Im
daran haben, daß die Art ihrer Abstimmung ir

Niederschrift festgehalten wird, soweit nicht etwa in
sonderen I allen geheime Abstimmung beschlossen w

den ist. Der Beschwerdeführer konnte auch keinen si

«en Grund anfuhren, aus dem dem Verlangen
Vorstandsmitglieder auf Festlegung des Abstirnniu.

rebnisses bisher nicht stuttgegel>en worden ist. Ei
jedoch niciit erforderlich, daß die Art eler Abstirnm

t in t lieber Mitglieeler oder beider M itgliedergruppen
die Niederschrift aufgenommen wird. Für die Zw.

des I 23 der HVO genagt es. wenn das einzelne

mdsmitglied seine eigene Abstimmung in der Nie
schritt feststellen lassen kann. Nach der Satzung b i

weiterhin eler Vorsitzende und der Schriftführer
Niederschrift zu unterschreiben. Eine Genehmigung
Niederschrift durch dir Mitglieder wird zwar nadi t

allgemeinen l ebung in der Niederschrift vermerkt,
ist aber an sich nicht erforderlich. Dagegen buhen
Mitglieder einen Ansprach darauf, zu erfahren, wai

die Niederschrift aufgenommen worden ist. Zu die

Zwecke genügt es. wenn die Niederschrift in der nach-

Sitzung verlesen wird. Hierbei muß das einzelne v

Standsmitglied die Möglichkeit] haben. Fin wen dun.

gen die* Niederschrift vorzubringen; es hat aber aud

ein berechtigtes Interesse daran, daß diese Einwendunj
auf Antrag in der Niederschrift festgelegt werden.

Unfallanzeige durch eine Ersatzkasse,

Eine Ersatzkass* muß ihren Verwaltungsauf1

so einrichten, daß sie ihrer Anzeigepflicht na

§ 1503 RVO. rechtzeitig nachkommen kann. Die

Anzeige ist auch dann nicht ohne schuldhaf

Zögern erstattet, wenn die Ersatzkasse es unt'

lassen hat, auf dem Krankenschein einen Wer

merk über die Pflicht des Versicherten zur Mit

teilung des Unfalls anzubringen.

(OVA. Dortmund, 2. Dezember 1932. - I K

52.)
A us d r n (» r u n den: Auf dem Krankenschein eh

ErsntsknsSC befindet sieh eler \ orgeschriebene Hin*

auf die \ erpfhehtung des Mitgliedes zur sofortigen An

nn Idung von Unfällen nicht Die Kasse hält dii
Hinweis fur überflüssig, da nach der mit den Aerz

fntroffenen Vereinbarung u.a. die Aerzte bei jeel
Infali den für die Meldung \ orgesc heuen Yordri

an das Mitglied aushändigen müssen.

itsteht, daß der 1 nfall am 3. Juni 1931 eingetre
unel daß ehe Meldung des Unfalles bei der BC.
nm 16. Juni ItSt. also 13 Tage spater, eingegangen

derartig lange Spanne zwischen Eintritt eles 1

falls und der Ken nt nisnahine durch die BG« wird ihr

berechtigten Bedürfnis nicht gerecht, möglichst b
nnch Eintritt des l nfalls dave.n Kenntnis u erhal:

um die Behandlung des Falles möglichst bald in

Hand nehmen zu keinnen. Die Praxis hat gezeigt, d

die Möglichkeit für ehe BC, möglichst bald die Beb«

lung selbst Mbernebmen zu können, ron aussdil

gebender Bedeutung für den Heilierlauf und die v

tere Kente ist. Mehi demnach fest, elaß der Zeitra

an sich swischen Unfall und Meldung des Unfalles ai

mal ist. se> ist zu prüfen, ob für diese verspätete- Me

elung elie Kk. > e rant w o rt I ich ist. d.h.. dafi sie die A

neldung nicht unverzüglich gemacht bat

Nach eigener Angabe der Kk. gedüngte das am R. J
1931 ausgestellte Attest am 8. Juni !93t in den Bes

eler Verwaltungsstelle in J. Diese- hat es an die

sirksrerwaltungsstelle m V. weitergegeben. Erst \

hier uns ist die Rückfrage, ob ein Betriebsunfall \

liege, gehalten worden. Hatte die- Verwaltungsstelle
J. \em sich aus diese \achfe>rschungen angestellt, hat

der Infali bedeutend früher der BCJ. im ilt werde

können. Die hierdurch entstandene Yerzeigcrung lo¬

che Kk. zu rertreten lie kann sich zu ihrer Recht

fertigung nicht darauf berufen, daß ehe» Yerwaltui

stellen durchweg mit ehrenamtlich tätigen Mitarbeite

besetzt seien, die- mit den Versichernngsange legenheil
nichl eingehend genug vertraut seien. D ist sen

die Meldepflicht des I IM verletzt wird, ein Man

in der Organisation der Kass- Die- sich hieraus er

benden f n gehen auch zu ihren 1 asten
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irigea mtiHte die Kk. auch dein Versicherten gegen-

„iTes tun. um diesen anzuhalten, im Falle eines

. - de r Kasse sofort Mitteilung zu machen. Uie

I durch einen Vermerk auf dein Kranken-

dis Versicherten entsprediend verweisen müssen.

diese I nterlassung hat sie. wenn die Frist des

verletzt wird, zu vertreten

Anspruch auf Versorgungs¬

heilbehandlung und Versorgungsrente*

Anspruch auf Versorgungsheilbehandlung
ch §§ 4 ff. des RVG. ist von der Höhe der

a Versorgungsberechtigten zustehenden Ver-

i^ungsrente unabhängig.
eles RVA. vom 16. Dezember 1932 IIa

I;. 120/32.)
__

den Gründen: Ausgangspunkt für che- He¬

ilung der aufgeworfenen Hechtsfrage ist die Vor-

nft oes I 4 Abs. t des KVG. in der zur Zeit der ge-

trteu Heilbehandlung, also im Jahre 192N, geltenden

»sung rom 12. Mai 1920 (vgl. 5 lüi des RVG., Arendts,

J. Aufl.. S. 456 Anm. 2 Abs.2 zu § 101. ferner

At I ehr /weiten NotV. vom 5. Juni 1931 — RGBl. 1.

.
Zweiter Teil, Kap. IV). Danach wird einem

I idigten, dessen Anspruch auf Rente anerkannt

i>t Heilbehandlung gewahrt, um eine durch

enstbeschädijrang rernrsacnte und den R«eateaaasprach
gründende Gesundheitsstörung oder Beeinträchtigung

jer I rwerbsfahigkeit zu beseitigen oder wesentlich zu

rn, eine Verschlimmerung zu rerhÜUeu oeler

i rperlkhe Beschwerden zu beheben. Der Inhalt und

ihfang der He Ibehandlung ergibt sich aus §§ 4 ff., ins-

aders § 4 Abs.l und § 8 Abs. 4 des RVG., die

n Vorschrift in der hassung des Gesetzes rom

Juni 1923. Die Ausführungsbestimmungen zum RVG.

lt. November 1920 (RGBL S. 1907) sagen /_u § 8

• r Ziffer 3, daß l nifanc und Art der dem Beschäf¬

tigten zu gewährenden Heilbehandlung sieh mit den

istungen decken, zu denen die Kk. ihren Mitgliedern
gegenüber verpflichtet ist, soweit das Gesetz nichts an-

Irres bestimmt Diese Bestimmung ist inzwischen elurch

N t\. vom 5. Juni 1931 als Satz 2 des } 5 Abs. 1

« K\(._ aufgenommen worden. Aus alledem geht

rror, elaß das RVG. eine Abhängigkeit der Heilbe-

ludluujg vom Hundertsatz der bewilligten Versorgungs-

.ite« nidit kennt. Voraussetzung für den Anspruch auf

He-ilhehuncilung ist vielmehr — abgescdien von der An-

keanung des Rentenanspruchs — nur das Vorhanden-

• «ner durdi die anerkannte Di.nstbeschäeligung
rursachten (.esundheitsstörung oder Beeinträchtigung
r Erwerbsfahigkeit« die den im § 4 Abs.l ehs R\ (

idineten Zwecken zugänglidi sinel. Die Heilbehand-

lasg in Abhängigkeit ron eler Hübe des Rentensatzes

ler Versorgnnasrente zu bringen, ist ebenso abwegig.
dies roa eler In eler RerE. des RVA. vom 16. April

IIa K. 279. 30 — (Eall. cl. RVA, Bd. 30 S. 142

Nr riO) behandelten sogen Hinten Arbeitsfähigkeit, im

men der anerkannte-n Minderung der 1 rw ei bsfähig-

il ^ri 11. Nicht die Höhe der Rente ist maßgebend für

\nspruch auf Versorgungskrankcngeld und Heil«

isdlung, sondern dali ü lie r hau fit Versorgungs ren te¬

il einer durch Dienstbeschädigung rernrsnchten Ge-

Iheitsstttmng anerkannt ist. Eine Abstufung der

Ibehandlung nach dem Hundertsati der Versornngs-
w.ire sach begrifflich wie praktisch unmöglich.

n Heilbehandlung ist nach dem iu der K\. und ent-

du ud auch für die Versorgungsberechtigten gelten-
Grundsati auf das Notwendige absustellen Ugl.
des RVA. vom 20. Januar 1927 — III K 27. 2h —.

d. RVA. Bd. 26 S. 199 Nr. 89, ferner § 182 \bs. 2

KN'\). Das Notwendige kann aber nicht geteilt
¦ es stellt vielmehr ein Mindestmaß oder jeden«
men bestimmbar bepren/te n Rahmen eher, und

dieses Mindestmaß oder dieser Rubinen niciit er¬

der ausgefüllt wird, so wird eben nicht da

»endige gewahrt. Freilich wird es vorkommen, dal

uhsfiskus sogar bei Versorgungsberechtigtea mit

verhältnismäßig niedrigen Versorgnusrente mit

itindig sriedernolenden, erheblichen Heilbehand-

ftkosten belastet wird, und dalf dabei ( mstände

Alich mitwirken, che-, wie etwa rermeidbars nn«

•kniaßige gesundheitswidrige Lebensweise', an und

mit der Dienstbeschädigung nichts zu tun haben.
- kann aber an der Verpflichtung des Reich

/nr Gewährung ron Heilbehandlung so laage
ändern, als der ursächliche Zusammenhang
n eler Heilbehandlung erfordernden Gesundheit!

und der Dieiisthesdiucligung nicht in Zweifel

wird odet gesogen werden kann (vgl. § 2 Abs. 4

Auf eler anderen Seite fallen auch ch

Kk.en Leistungen zur Last, die ihre Ursache in den

Nadiw irkunge ii von Schäden aus dem Kriegsdienst

haben, ohne daß sie dafür stets entschädigt werden.

Schließlich aber hat der Reichsfiskas auch Grund, an

der Verhütung oder Beseitigung ron Verschlimmerungen
der Dienstbeschädignngsleiden durch Heilbehandlung

Anteil zu nehmen, um die Versorgungsbereditigten SU

schützen und sich sedbst vor der Belastung durch höhere

Renten usw. zu bewahren, und dies geschieht durch die

ewahrung v«m Heilbehandlung in den Fällen, in denen

sie angebracht ist. Wenn die Zweite- NotV. \«»in 5. Juni

1491 eleu § I Abs. 4 des RVG. dahin ergänzt hat, daß

elie \ erwaltungsbehördes der Reichsversorgung be¬

rechtigt sind, bei Beschädigten, denen die Kk. nur auf

Grunel des RVG. Heilbehandlung gewährt, Art, Um

fang und Dauer der Heilbehandlung zu bestimmen, BS

steht elies den Ausführungen nicht entgegen. Einmal

trifft die I issung des RVG. nach der Zweiten N<»t \

nicht den rorliegenden, bereits in elas Jahr 1928 zurück

gehenden Streitfall. Außerdem aber regelt, wie die

grundsätzliche Iwitsch, eles RVA. — IIa K. 198. 321 -

vom 3. November 1932 (AN. für RV. 1933 S. 1\ 13

Nr. 4510 = EuM. d. RVA. Bd. 33 S. 317) ausgesprochen

hat, die Vorschrift des §8 Abs. 4 Satz 2 unel 3 eles RVG

in der Fassung eler Zweiten NotV. nur das Verhältnis

/wischen \ ersorgiingshehördeii und Kk.en, lallt dagegen

den auf § 4 Abs.l eles RVG. gegründeten Rechtsan

spruch des Beschädigten auf Heilbehandlung unberührt

Mithin ist die Entschließung der Verwaltungsbehörden

der ReichsrerSOrgnng über Art. Umfang und Dauer der

Heilbehandlung nur für ehe Kk.en bindend, nicht aber

auch für den Beschädigten und fiir elie zur Fntsch

über seinen Rechts,mspruch auf Heilbehandlung im

Spruchverfah ren berufenen Ste Ilen.

Io Die rechtsprechenden Stellen der

Angestelltenversicherung (AngV.) sind

berechtigt und verpflichtet, die Ver¬

fassungsmäßigkeit der anzuwendenden

Notverordnungen nachzuprüfen.
2. § 10 Abs. 2 derVierten Notverordnung

vom 8o Dezember 1931, Fünfler Teil, Ka¬

pitel IV, Abschnitt 1 (RGBl. I S. 699, 723),

wonach eine Witwenrente aus der AngV*
neben einer Witwenrente nach dem Alt¬

rentnergesetz bis zur Höhe dieser Bezüge

ruht, ist rechtsgültig und verstößt nicht

gegen die Verfassung des Deutschen

Reiches.

E. des RVA. vom 23. November 1932 — Uli«

AV. 436/32.

Aus den Gfll cl S n Vieh dein klaren und ein

deutigeu Wortlaut des § 10 der Viertes NotV. hat die

Witwenrente der Klägerin aus der AngV. neben ihrei

höheres Witwenrente- nach dem Altrentnergesetz in

toller lle>lu- zu ruhen. Streitig ist nur, ob diese Be¬

stimmung der NotV. rechtsungültig ist. und e>b sie durch

elen pruch des Ruhens eler Witwenrente gegen die

Reicheveriassnng rerstöflt. !*ur che Entscheidung dieser

Prsgea ist das RVA. zuständig, weil die Gerichte und

che rechtsprechenden Meilen der Sazialversicheruag

ron Amts wegen berechtigt unel verpflichtet sind, che

Verfassungsinafligkeit eler an/uweiidenelen Rechts

normen nachzuprüfen (vgl, die Entsch. «les RVA i »iu

Mar/ 1931 in EuM. Bei. 30 S. 16 Nr. 10; audi RG, in

ZiviIsadien Bd. 102 S. 164). Der Senal ist bei «lieser

Prüfung su dem Ergebnis gekommen, dal* dit Vierte

»tV. der Forfl_i nach ordnungsmäßig ergangen ist. dal*

insbesondere S lö rechtsgültig ist und nicht gegen d

Reichs* erfassnag rerstöflt.

Als Anordnung oder Verfüguag des Reichspräsiden tc

bedurfte ehe Vierte N«t\ nach \it. SO der Reichs

rerfnssung su ihrer Gültigkeit eler Gegenzeichnung

durch den Reichskanzlei oder den zuständigen Reid

minister. Diese- Voraussetzung ihrer Reditsgultigkeit ist

i. Naeh der Veröffentlichung im RGBl, ist dic

in Reichspräsidenten unterschriftlich vollzogene

Vierte Notl wem Reichskanzler und seinem Stell¬

vertreter ui Retchsssisister des Innern gegen

zeichnet Im RGBl, ist sie am 9. Üe/ember 193t ver

_.nt!.cht. damit verkündet und nach § 2 «les Gesetze

über Verkündung voa Rechtsverordnungen vom t3. OV

(ober I9j:< I 1 W) sn 10. Dezember 1931 ia

Kraft getreten I>k Vierte NotV. iher fe>rmeli

wirksam
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Wochenhilfeleiftungen bei Ausscheiden

aus der bisherigen Kk. und Verzug aus

dem Kassenbereich vor der Entbindung,
wenn Weiterversicherung beantragt
wird.

vom 12. Januar IM31 iloKE. des RVA.

42 32».

\ u s des Grl ¦ el s ¦ Die Feststellung des \ A

elall i \<)kk in (
.

nicht nur für ehe Zeit von

(bindung -meiern auch fur ehe- Zeit Ins /ur

rkunft /ur (»ewahrung tler Wochenhilfeleistungen an

Klägerin rerpflichtet h st sn beanstanden Die

Klägerin hatte auf (»runel der ar/tliehen Beseheinigung

4 De/einher |930. nach eler ihre Niederkunft in

etwa 4 bis S Wochen su erwarten war. gegeattbei dei

beklsgtes \<>Kk is I) . iu elenn Besirk sie damals

unei such beschilft iat war, nach * IfSs Kbn* 2

R\() einen \ns|,rueh auf das Wochengeld fiir elie Zeit

l»i* /u ehr «un 17. Januar 193| erfolgten Entbindung er

*e»rb« Nach I 311 Ahs 2 RVO. blieb sie* daher nach

• hre m Ausscheiden aus der \ er-ieheruiigsiiflicht igen Be

Hcheiftignng Mitglied dieser Kk. Als solches war

zur Weiterversicherung nicht berechtigt. Denn, wie» »ht*

RVA. in ehr r 44 \V 1932 S. 471. Eall. Band SS

Nr e4) nagte, ist. wer kraft (»eset/es Mitglied

eiset Kk i^t dnusit ohne weiteres ras der Berechtigung

zur Weiterversicheruni susgeschlossen. Diu Mitte De¬

zember IfM eler \()Kk. in D mhi ihr erstattete An-

ige der Weiterversicherung war daher unwirksam.

se>rnit * 313h HNO. auf dir Klägerin nicht anweiiel-

bar war, blieb such naeh ehr Verlegung de-s Wohnorts

in ele n Bereich ehr AOkk in (
.

die \()kk. in D ehr

Klägerin . illber leistungspflichtig bis su dem Zeit-

(iiinkt aamittelbar \<»r der Entbindung. Zu dieser Zeil

v*ureh- SB sich eler Anspruch eler Klägerin auf We.ehen-

hilfeleistungen für die Zukunft erloschen sein Denn

ils Versicherungsfall fur den \iisprueh auf \N e^henhilfe
ist die Entbindung snsnsehes (vgl. die grundsätzliche

(Ol RVA. \oiil 19 Okteeber l«2, II K IS/31 Zu

dieser Zeit nisses daher, abgesehen rou des eine selb-

»täudtge I Hatuns dnrstellende Zahlung des Wochen¬

geldes fnr elie* Ze-it fOf der I ntbilicllilig. die \«»raih-

n cles I ItSa HVO.. /u denen insbesondere auch

das Versichertseis geleert, erfüllt sein. Wier war jedoch
zur Zeit ehr Entbindung eh«- nach * 311 Abs. 2 HNO.

rerlängerte Kussenmitgliedschaft der Klägerin bereits

erloschen unel die Klägerin damit aus dem Kreise dei

Versicherten susgeschieden. Der Verlast de-s knsprnchs
anf (»ewahrung ron Wochenhilfeletstunggn für dir /

ron eler Entbindung ab würde aber nur darauf zurück -

zuführen sein, dal ehe Klägerin rou dem \ngestellten
eler AOkk in I)

.
dei Mute- Dezember 1930 mit ihr

\ erhandelt.« tu den Claubes rersetii worden isi die

VOa ihr erstattete anzeige eler W e iterx ersichei ung sei

wirksam, Und sie hierdurch da\ein abgehalten wurde

ehe Weiterversicherung nadi dem tblaut der leistun.

oflieht der \<>Kk. »n D innerhalb eler Dreiwochen«

Mist des * SIS Abs 2 RVO. ron neuem ku erklären.

Dieser 1 instand kann det Klägerin nicht /um Nachteil

gereichen Nadi dem Gmndsnts ron Iren unel Glsnbes

»st vielmehr die Rechtslage st» anxnsehen, als hatte* die

Klägerin die Anzeige* eler WeiterrerSicherung is dei

ve>n der Entbindnng üb laufenden dreiwöchigen Krist

et In diesem Falle Würde nach § SlSb RVO. dir

\()kk in ( als die- fur den ne inn Wohnort eler Klä¬

geris inständige \(>Kk. mit der Entbindnng leistun.

pflichtig geworden sein rur die Zeit rou der I nt-

bindung sh hat hiernach ehe \<>Kk ia < der Klägerin
\N e»dienhilfe ZU _¦

hren. w .ihrend für ein- vorher

gehend" Zeit die AOKk in D leistungsfähig i-t

Zeitpunkt der Beendigung der Versiche¬

rungspflicht zur Angestelltenversiche¬
rung-

Kündigt eler Arbeitgeber elas Dienstverhältnis

ies Angestelltem mit Einhaltung der maß¬

gebenden Kündigungsfrist unter Verzicht aul

ehe weitere Dienstleistung vom Tage der Kündi¬

gung ab, und zahlt er dem Angestellten eine

Abfindung für die Gehaltsansprüche sowie eine

Entschädigung nach dem BRG., so endet

Versicherungs- und Beitragspflicht für den
_

gestellten nach dem AVG. mit dem Aufh

der tatsächlichen Beschäftigung. E. des k

vom 11. Mai 1032 - III AV. 52/31 B.

Bd. 33 Lief. 6.

Xus elen G r u B el e u : .Von dem Sachverhalt i

ntlich. dal! das Dienstverhältnis der Angestellter
/um 30. September IHM ordnungtmälig gekündigt,

Ingestellte K. jedoch nach dem 30. April und ehr

gestellte R. nach dein 17 Juni 1930 tatsachlich n

mehr beschäftigt, beiden Angestellten bei ihrem A

beides d,i^ Gehnlt Ins /um 30. September 1930 in «

Summe ausgezahlt, darüber hinaus eine» Kutscha«)

mall § N7 Abs. I des BRG. zuerkannt worelen i-t

elie Arbeitgeberin anf die Dienstleistung beider \

stellter >e»n der Beendigung der tatsächlichen Hesef

gung ab \er/ichtet hat Die Y rage ist, 6k nuf e

lehn, verhalt die 1 3271 (EnM. Hd. >*)

anwenden i«t. De%r Senat hat dies \erneint. In

3271 ist. dm fiir das T.ebiet eler K\. \om Gre

nat getrofenen Ken IMS (AN 1927 t — Y

hei. 21 S. W) und MMU No\ einher 1927 (KuM. Hd

238) folgend, für die AngV. susgetprochen, dalf

Versichernngspflichl eines Angestellten nach dem A\

un Falle einer Kündigung auf (»rund ehs Kundiger

Schutzgesetzen bis /um Ablauf der in diesem (.

rorgesehenen Kündigungsfrist fortbesteht, auch v>

der Arbeitgeber auf die latigkeit eles /ur Die

leistung bereiten Angestellten verzichtet hatte und

durch elie Beschäftigung tntstichlidi vor dein Ablauf el

Kündigungsfrist beendet wurde. Hierbei ist >e>

tzt. dal! das der Besdiaftigung zugrunde liege
Dienst- e>de*r Arbeitsvertragsrerhlltnis und dai

daranS ergebende Anspruch des dienstbereiten Arb»

nehssers auf die Gewinrmng eles vertragsmäßigen 1

gelte rechtlidi weiterbestehen. An dieser Voraussetzt!

fehlt es aber hier. Denn die Angestellten haben be i

ihren Vusscheiden aus der Beschäftigung nicht nur

rornns elas (»ehalt bis einschließlich September t1'

sondern auch eine Eatschädigaag nach dem BK(». m

Höhe von drei Monatsgehaltern erhalten unel ausdriol

lieh erklart, elaf! sie damit auf sämtliche ihnen noch

stehenden Anspruch** gegen die Kirma verzichten.

der Auszahlung des dehalts und eler Annahme der I

Schädigung im Zusammenhang mit den Erklärungen de i

Vngestelltea ergibt sic_h< dal elas ihrer Beschäftig

zugrunde liegende Dienstvertragsrerhältnis im beieh

se itigen I in\ erständuis bereits mit dem Tage des t

sachlichen Ausscheidens aus der Beschäftigung geh
worden ist Das gehl zwingend insbesondere aus el

latsache hei\<>r. claH sich elie Angestellten naeh ch

BRG. haben entschädigen lassen. Denn eine s« »1»

Entschädigung setzt voraus, dafl das Dienstrerhäll
htlich gelöst worden ist Dafi die Vertragspartei«

im beiderseitigen EinVerständnis elas nach dem kin

rungsschutsgesetz an sieh bis zum 30. September 19

Innfende DienstYerhältnii unter entsprechender
findung für alle- (iehaltsaiisprüdie bis zürn ordentlich«

K-ändigungstenais mit sofortiger Wirkung lösen k*»i

ten. steht sufei Zweifel. Da hiernach reu St. An

euler t7. Juni 1930 ab weder eine tatsächliche Hesduil

gung ausgeübt wurde, noch ein DienstTeriragsrerhältn
ad, bestand ron diesem /eitpunkt ab auch k

rsicherungspflicht Beschäft i gungsverhältnis
Sinne des \\(i. mehr \Nenn die Angestellten für d

rtdsuer des BeschaftigungSTerhältaisaes und dar

folgernd für die Beitragspflicht zur AngV. geltend
im ieilt haben, d^fl mt roa ihrem InSScheioeB ab

beurlaubt anzusehen und der Arbeitgeberin gegenflbe
bis /um 30. September 1930 dienstbereit gewesen seie

sm ist elies eegeuttber der I ösung der Rechtsbeziehun.

zu ihrer Arbeitgeberia bei ihrem tatsächlichen \u

scheiden bedeutungslos

Unverlangt eingehend« Manuskripte

werden bei NichtVerwendung nur zurück

gesandt, wenn Rückporto beigefügt wurdt

antwortlicher Schriftleiter: Josef Aman. — Ver! Zeatrulrerbandes dei tsgettellten (O Trban)
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Meldungen der OberyersicheruBgsäniter nsd Ver-

rungsämter In Lose-Blatt-Form. Von Dr. E. Knoll,

renalrat im Reic&sarbeifsministcrinxn, und Dr. Hs.

ergeh Bayerischer Hofrat. Verlag W. Kohlhaxnmer,

Atgari, Urbanstr. 14. — Die zwei Lieferungen im April

1933 enthalten zwanzig Entscheidungen zur RVO., die

teilweise noch erläutert sind.

htrag II zu „Die deutsche Krankenversicherung" ron

raeder-Schulte-Brucker. Verlag Reimar Hobbing, Ber-

SWht« GroBbeerenstr. 17. 88 Blatt GrofloktaT. Preis
-

RM. — Der bekannte Lose-Blatt-Kommentar wird durcii

sen Nachtrag auf den Stand der Gesetzgebung vom

tz 1933 gebracht. Die Ersatzblätter berücksichtigen ins¬

besondere die durch die Verordnungen zur Kranken-

herung vom I. und 17. März 1933 eingetretenen

Aenderungen. Aufierdem sind die in der letzten Zeit

wiederholt erfolgten Aenderungen des Arztrechts ein¬

gearbeitet.

Lrgänznngsblstter zu ..Reichsversorsung und Ffirsorge-

pffichf von Kollmann-Stiefel. Lieferung I, 4. Verlag
w. Kohlhammer, Stuttgart, Urbanstr. U/16. — Durch die

izungsblätter wird in dem bekannten Kommentar

s das nachgetragen, was die letzten Monate an besetz¬

en Aenderungen gebracht haben. Die Neuerungen sind

h veränderten Druck oder durch besondere Kenn¬

ten angezeigt Durch das Lose-Blatt-System lassen sich

Jie Auswechselungen sehr schnell vornehmen.

/rituhrift für soziales Recht. Nr. 1, 5. Jahrgang (März
\). Herausgegeben > on der Kammer für Arbeiter und

k'cstellte in Wien, Wien I, Ebendorfer Str. 7. Verlag
Julius Springer, Wien I, Schottengasse 4. Preis 16 RM.

ilidi. — Diese gute Zeitschrift behandelt neben dem

"<aats- und Gesellschaftsrecht vornehmlich das Arbeits-

Selbstvt rständlich werden die Österreichischen

Fragen in den Vordergrund gestellt. Es ist aber auch

für den reichsdeutschen Leser von Nutzen, diese Frsgen
kennenzulernen

Soergels Jahrbuch des Reichsversicherung»-, ReiAsversor-

Sungs- und Fürsorgerechts 1*32. Verlas: W. Kohlhammer,

tuttrart, Urbanstr. 14. Preis 9,60 RM. 318 Seiten. — In

dem Jahrbuch sind zunächst jeweils die Zeitschriften-Auf¬

sätze über die allgemeinen Fragen der einzelnen Ge¬

biete zusammengefaßt. Dann werden bei den einzelnen

Paragraphen der verschiedenen Gesetze die im Jahre
1932 getroffenen Entscheidungen der höheren Instanzen

sowie die Aeußerungen der zuständigen Behörden ange¬

geben. Außerdem «ind die Literaturangaben zu den ein¬

zelnen Paragraphen in diese Zusammenstellung einge¬
reiht. Die Arbeit ist also ein sutes Nachschlagewerk,
das beweist auch die Tatsache, elaß das Jahrbuch schon

im 21. Jahrgang erscheint. Selbstverständlich fehlt das

Wort- und Sachverzeichnis nicht. Mit Genugtuung können

wir feststellen, daß die Veröffentlichungen der „Volks¬
tümlichen Zeitschrift für die gesamte Sozialversicherung"
recht zahlreich vertreten sind.

Meyers Lexikon, 7. Auflage in vollständig neuer Bearbei¬

tung. Band XIII (Eratei Ergänzungsband), Aabenraa—

Engländer. In Halbleder gebunden 30 RM. Verlag Biblio¬

graphisches Institut AG.. Leipzig. — Nachdem das Haupt¬
werk der großen Nachkriegsausgabe von „Meyers Lexikon"

in 12 Bänden abgeschlossen ist, beginnt der Verlag jetzt
mit der Herausgabe eines dreibändigen Nachtran (Bd.
XIII bis XV), der rund 40 000 Stichwörter und Artikel mit

1200 Textabbildungen und 170 Tafeln, Karten und Bei¬

lagen umfaßt. Die zahlreichen farbigen und schwarzen

Bildtafeln, die schönen Karten und Stadtpläne sind von der

bekannten technischen Qualität, die die Werke des Bibllo-

Sraphischen
Instituts von jeher auszeichnet. Im ganzen

arl man wohl sagen, daß wir hier einen einzigartigen
Kulturspiegel der Zeit von 1925 bis 1931 vor uns haben,

ein Werk, das nicht nur für die Besitzer von „Meyers
I exikon4' eine unentbehrliche Ergänzung darstellt sondern
als in sich geschlossenes Gegenwartslexikon für jeden
Menschen, der auf der Höhe der Zeit stehen will, einen

unbedingten Eigenwert besitzt.

GEMEINNUTZIGE STELLENVERMITTLUNG!
Anschrift für den gesamten Schriftwechsel ist: Gemeinnützige Stellenvermittlung des ZdA.,

Berlin W 57, Potsdamer Straße 75 (Fernsprecher: B7 Pallas 7461).

' urtunfien: Bem. m Bewerbung. Geh. « Cehaltsamprü die, lehi. = Lebenslauf, Li ¦— Zeuenitabsdiriften.

Stellenangebote

tr*0sein(fier, gleufjintig Sofaiebungebeamfpr. Rttf
lorgungsannulrter mit Stbfctjlufjptüfunfl 1. 3)ea>. an

.•ItJgemeine Ortstranfenfoffe ber Stabt Queblinburg.

"ftcut, abgelegt! fcnftettungsprüfung mit Äenntms bec

'"enprüfmig. öefolbung nad) ©r. 8u ber $tSO. 3?em.

2ebl. unb fl«. an ben SJorftanb ber «Allgemeinen Orts-

tfenfafTe für ben ftrets Inflam.

Stellengesuche

>nt, «efretär, 27 3fc„ **t%t 12". 3afcr bei «CA.

U beibe ^hüfungeu, bewahrt, innerhalb 5>eutfd)Ianb3.

Ar. 2

SeKenbet (Heilmittel unb UranfenpflegearHrel), H S*r.,
b, * 3cbre als foldjct mit (Erfolg tätig, Stellung gletd?*
Mg tdo.

Ar. 3

|UNi 19 3a*r., lebig, Stenografie,
oi3bec Unter ftugungs* unb SRelbemefen, Äartrn-

flabc u. Sudjbaltung, gut* Reugniffe, gleich rjpo Stellung.

mftetigtiprftn; 43 3nr., D:rf>_, ftaati. Sdbar
afung, 14 Safere oet gröBerer «ta&tbaotanftc

ostb t*utf*ltmbt ettttuna

*r. 5

JtaffengetUff, 22 3I)r., lebig, (Einbeitßfutafijtift, Sdjteib-
mafdjine, (Erfahrung in Äranfenabfetttgung, 3Reiöea>efeu
unb «Ausgabe non Qutttungsfarten, abgelegte «nfteüunge
Prüfung. Wegenb gleichgültig.

ttr. 6

©efcbäftsflUrer aber SteHoetrxeter, Abteilungsleiter
37 $jt.. nerbv 20 3ahre in ber Sojtalücriidjerung tättq,
alle etnfdjlägtgen 9lrbetten. (Begenb glei*.

Ar. 7

Oietfcftctär, 28 3nr.< oeif)., beibe Prüfungen, 5 3a$re
lättgfeit, Stellung m 9tittel», ©eft. ober tforbbcutfcfclanb.

Kr. 8

(RcfdbäftsfiHrer, 54 ~>br., oeib, oon Prüfungen befreit,
Stellung bei fleiner Äaffc im 3)e|irf Tresben.

*r. 9

*af{cngebUfe, 31 3br., lebiA, Anrufung abgelegt, *b<

feettaungsbteuft unb »ciirag*bered)nung. Cßegenb gUi$.

Ar. 10

effdfrcftsfä&ret, Oberfetretär, 38 3f)r., nert)., betbe $rüfun-
gen, alle eutfdjläg. arbeiten, gute fieugniffe. (Begenb gWdj.

Ar. 11

edwefier unb Jtsntst-ifiir., 2C JXht., lebig, 3 Prüfungen,
Siährige SJraris, aDe sacnlecbnifcoen Cinieib^iten* Huts«

KQrtft, £d)rtibmaf4jint, Suqbölhing unö Äoftsnbir«?'
nun«. TlUgücftfr Seittf 8isflnti.



Fiir die Vorbereitungskurse
iu den Prüfungen wird Ihnen ganz besonders nützlich sein die neue Fortbildungsschrift

für Sozialversicherungsangestellte:

heft 27: Das Prüfungswesen für die Angestellten
der Krankenkassen

Von Erich Kilian, Verwaltungsdirektor der AOKK. für die

Stadt Hannover und Dr. phil. Harald von Waldheim, Berlin

Preis für ZdA.-Mitglieder 0,80 RM., ffir Nichtmitglieder 1,60 RM.

FERNER IST ERSCHIENEN.

heft 16: Das Verhältnis der Krankenkassen zu

den Heilberufen

Neubearbeitet von Fritz Okraß, freschäftsführer des Haupt
Verbandes deutscher Krankenkassen

Preis für ZdA.-Mitglieder 0,50 RM., für Nichtmitglieder 1,— RM.

VERLAG: ZENTRALVERBAND DER ANGESTELLTEN

rlin W57, Potsdamer Str.75
.
Postscheckkonto: 11931 BerUn (Emil Wucher, Kassierer)

EIN SCHÖNES

GESCHENK ist ein gebundener Jahrgang Ihrer Zeitschrift

Einbanddecken
für den Jahrgang 1932 liefern wir sofort.

Preis für ZdA.-Mitglieder 0,80 Reichsmark;

im Buchhandel 1,20 Reichsmark

Gebundene Jahrgänge
stehen in beschränkter Zahl zur Verfügung.

Preis für ZdA.-Mitglieder 6 Reichsmark; im

Buchhandel 8 Reichsmark

Verlsg:
Zentralverband der Angestellten
Berlin W57, Potsdamer Str 75 - Postscheckkonto: 11931 Barlin (Emil Wucher, Kassierer


